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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 27. سح‎ 


(Nr. 2611.) Gemeindeordnung für die Rheinprovinz. Vom 23. Juli 1845, که ہے وٹ‎ aa acc 7 


farb = J33. 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 10. ۰ | 


verordnen über die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden in der Rhein⸗ , سم سمل‎ AR = 
Provinz mit Ausnahme der Stadt Wetzlar, in welcher es bei der bereits er⸗⸗ ys eee 
folgten Verleihung der revidirten Staͤdteordnung verbleibt, und mit dem Vor⸗ . .- - Im: 
behalt, nach Befinden auch anderen auf dem Provinziallandtage im Stande, sy . 9 
der Staͤdte vertretenen Gemeinden auf ihren Antrag die revidirte 64۵040 _ 
Ordnung vom 17. März 1831. zu verleihen und dabei diejenigen ſtatutariſchen " : 
Anordnungen zu bewilligen, welche nach den eigenthuͤmlichen Verheltniſſen der e, سس‎ 9m 
die Verleihung nachſuchenden Staͤdte wuͤnſchenswerth erſcheinen, nach Ders e . 
nehmung Unſerer getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, , 


was folgt: e e ee Abm 


leg Ins یھ‎ Fall 


ZI au a. u 


E * ſt e * T i f ¢ l. eo 
Von den Gemeinden und Buͤrgermeiſtereien uͤberhaupt und der WZ 
Grundlage ihrer Verfaſſung. پور‎ era a 
۹ ۳ 


Alle diejenigen Orte (Städte, Dörfer, Weiler, Bauerſchaften, ۶ 
ſchaften, Kirchſpiele u. |. w.), welche für ihre Kommunalbeduͤrfniſſe gegenwaͤrtig 
einen eigenen Haushalt haben, es ſei auf den Grund eines beſonderen Etats 
oder einer Abtheilung des Buͤrgermeiſtereietats, ſollen fortan eine Gemeinde 
unter einem Gemeindevorſteher bilden. 


§. 2. 

Orte, welche fruͤherhin beſondere Gemeinden bildeten, gegenwaͤrtig aber 
mit anderen zu einem Haushalte verbunden ſind, koͤnnen als eigene Gemeinden 
wieder hergeſtellt werden, wenn ſie noch erhebliche beſondere Intereſſen haben 
und zwei Drittel der zur Ausuͤbung des Gemeinderechts befaͤhigten Gemeinde: 

Jahrgang 1845. (Nr. 2611.) 74 glieder 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Auguſt 1845. 


JH ہے‎ u. 
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glieder des Ortes ($$. 33. 36.) in einer zu dieſem Zweck unter dem Vorſitze 


des Buͤrgermeiſters abzuhaltenden Gemeindeverſammlung ſich dafuͤr erklaͤren. 
Der Ober-Praͤſident hat hieruͤber auf den Bericht der Regierung zu entſcheiden; 
es muͤſſen aber, bevor für die Wiederherſtellung entſchieden wird, die zur Aus— 
uͤbung des Gemeinderechts befaͤhigten Gemeindeglieder der uͤbrigen betheiligten 
Ortſchaften in einer unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters abzuhaltenden 2 
ſammlung ebenfalls mit ihrer Erklaͤrung gehoͤrt werden. 


$. 3. 
Zur Gemeinde gehoͤren alle Einwohner des Gemeindebezirks, und zu 
letzterem alle innerhalb deſſen Graͤnzen gelegene ۰ 


٩. 4. 


Einzeln gelegene Beſitzungen, welche noch keiner Gemeinde angehoͤren, 
muͤſſen mit einer angränzenden Gemeinde vereinigt werden; der Ober-Praͤſident 
hat hieruͤber nach Anhoͤrung der Betheiligten und des Gemeinderaths der be— 
treffenden Gemeinde zu beſchließen. 


§. 5. 

Den vormals unmittelbaren Deutſchen Reichsſtaͤnden, auf welche die 
Verordnung vom 21. Juni 1815. Anwendung findet, und denjenigen Beſitzern 
von Standesherrlichkeiten, welchen gleichartige Befugniſſe beſonders verliehen 
ſind, verbleiben ſowohl in pertönlicher Beziehung, als für ihre in dem Ge— 
meindebezirke belegenen Grundſtuͤcke und für deren Bewohner, die ihnen 2 
henden Rechte, wie ſie in der Inſtruktion vom 30. Mai 1820. in Verbindung 
mit der den H. 32. derſelben erlaͤuternden Order vom 14. Juli 1829,, oder 
vermoͤge beſonderer Rezeſſe feſtgeſtellt ſind. 


H. 6. 


Außer den Fallen der HH. 2. und 4. koͤnnen Veränderungen in den ez 
meindeverbaͤnden nur mit Unſerer unmittelbaren Genehmigung vorgenommen 
werden. Die zur Ausuͤbung des Gemeinderechts befaͤhigten Gemeindeglieder 
der betheiligten Gemeinden ſind hieruͤber zuvor in einer unter dem Vorſitze des 
Buͤrgermeiſters abzuhaltenden Verſammlung mit ihrer Erklaͤrung zu hoͤren. 


$:7. 

Mehrere Gemeinden bilden einen Verwaltungsbezirk (Bürgermeifteret) 
unter einem Buͤrgermeiſter; die Buͤrgermeiſterei kann auch aus einer Gemeinde 
beſtehen, wenn dieſe von dem Umfange iſt, um den Zwecken einer Buͤrgermei— 
fterei für ſich allein zu genügen. 


$. 8. 


Die Buͤrgermeiſterei bildet zugleich in Anſehung ſolcher Angelegenheiten, 
welche fuͤr alle zu der Buͤrgermeiſterei gehoͤrige Gemeinden ein gemeinſchaftliches 
Intereſſe haben, einen Kommunalverband mit den Rechten einer Gemeinde. 
Welche Angelegenheiten Gegenſtand des Buͤrgermeiſterei-Kommunalverbandes 

ſein 


ہے + 


fein ſollen, wird, ſo weit ſie nicht durch geſetzliche Vorſchrift beſonders beſtimmt 
ſind, durch Beſchluß der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung ($- 109.) unter Geneh⸗ 
migung der Regierung feſtgeſtellt. 
§. 91 

Die Buͤrgermeiſtereien ſollen in ihrer bisherigen Begraͤnzung beibehalten 
werden; es bleibt jedoch vorbehalten, foweit die gegenwaͤrtigen Bezirke nicht 
یی‎ befunden werden, die erforderlichen Abaͤnderungen zu treffen. Dieſe 
oͤnnen nur mit Genehmigung des Miniſters des Innern auf den mit dem Gut⸗ 
achten des Ober-Präͤſidenten begleiteten Bericht der Regierung erfolgen; die 
betheiligten Buͤrgermeiſterei-Verſammlungen und die Kreisftände muͤſſen darüber 


۲ 


zuvor mit ihrer Erklaͤrung gehoͤrt werden. 


§. 10. 

Bei Veränderungen, welche jetzt oder kuͤnftig in den Gemeinde- oder 
Buͤrgermeiſterei⸗Bezirken vorgenommen werden, iſt die Regulirung der Verhaͤlt⸗ 
niſſe, nach Vernehmung der Betheiligten, im Verwaltungswege durch die Re— 
gierung zu bewirken, gegen deren Entſcheidung der Rekurs an den Ober⸗ 
Praͤſidenten Statt findet. Ob und wie weit gegen dieſe Entſcheidung die Be⸗ 
rufung auf den Rechtsweg Statt finden kann, iſt nach den beſtehenden Geſetzen 
zu beurtheilen. 

Eine jede ſolche Veraͤnderung der Gemeinde- oder Buͤrgermeiſterei-Bezirke 
iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

F. 11. 

Wo eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe einzelner Gemeinden oder Landestheile 
es noͤthig machen, koͤnnen zur Ergänzung und näheren Beſtimmung der Vor⸗ 
ſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes beſondere Statuten und Dorfordnungen 
erlaſſen werden, woruͤber, je nachdem dieſe Verhaͤltniſſe nur in einzelnen 2 
meinden oder in ſaͤmmtlichen Gemeinden einer oder mehrerer Buͤrgermeiſtereien 
vorkommen, die betheiligten Gemeinderaͤthe oder Buͤrgermeiſterei-Verſammlungen 
(H. 44. und 109.) zu beſchließen haben. 


Inſofern die Statuten und Dorfordnungen keine Abweichungen vom Ge⸗ 


ſetze enthalten, oder ein bis dahin in Wirkſamkeit gebliebenes Herkommen be⸗ 
ſtaͤtigen, iſt zur Gültigkeit derſelben die Genehmigung des Miniſters des Innern 
hinreichend, außerdem aber Unſere Landesherrliche Beſtaͤtigung erforderlich. 

An der althergebrachten Wirkſamkeit der im oſtrheiniſchen Theile des 
Regierungsbezirks Koblenz noch beſtehenden Schöffen: und Feldgerichte wird 
durch gegenwaͤrtige Ordnung nichts geaͤndert. 


Zweiter Titel. 
Von den Gemeinden. 
Erſter Abſchnitt. 
Von den Gemeindegliedern, deren Rechten und Pflichten. 
28 
Mitglieder der Gemeinden eb: 

1) fämmtliche ſelbſtſtaͤndige Einwohner berjelben,, 
TE 


) 2611.) 2) alle 
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2) alle, welche mit einem Wohnhauſe in der Gemeinde angeſeſſen find, und 
3) diejenigen, welche das Gemeinderecht beſonders erlangt haben (F. 36.). 
Als mit einem Wohnhauſe angeſeſſen, wird derjenige angeſehen, auf deſſen 
Namen das Haus in der Grundſteuer⸗Mutterrolle eingetragen ft (Grundſteuer⸗ 
Geſetz für die weſtlichen Provinzen vom 21. Januar 1839. $. 14.). 


$. 13. 


Inwiefern die Gemeinden neu anziehenden Perſonen die Niederlaſſung 
۳ در‎ haben, ift nach den hierüber beſtehenden beſonderen Vorſchriften zu 
eurtheilen. 


44, 


Von denjenigen, welche in der Gemeinde als ſelbſtſtaͤndige Einwohner 
ſich niederlaſſen, kann ein Eintrittsgeld zur Gemeindekaſſe erhoben werden, wenn 
1) ein ſolches bis jetzt herkoͤmmlich zur Gemeindekaſſe erhoben worden 
iſt, oder 
2) die Einkuͤnfte des Gemeindevermoͤgens, nach Abzug der etwa zur Ver⸗ 
zinſung und zur planmaͤßigen Abbuͤrdung der Schulden erforderlichen 
Beitraͤge im Durchschnitte einen Ueberſchuß gewaͤhren, aus welchem ein 
erheblicher Theil der Kommunalbeduͤrfniſſe beſtritten werden kann, oder 
3) Gemeindeanſtalten beſtehen, welche aus eigenem Vermögen huͤlfsbeduͤrf— 
tigen Einwohnern Unterſtuͤtzungen gewaͤhren. 

Das Eintrittsgeld wird in dem Falle unter 1. nach dem herkoͤmmlichen 
Betrage forterhoben, kann aber anderweitig regulirt werden. Die Entſcheidung 
darüber, ob die Obfervanz für begründet anzuerfennen, und in welcher Art das 
Eintrittsgeld anderweitig zu reguliren ift, imgleichen tiber die Zulaͤſſigkeit und 
die Höhe des Eintrittsgeldes in den Fallen unter 2. und 3. erfolgt nach Bers 
nehmung des Gemeinderaths durch die Regierungen, welche der Minifter des 
Innern mit einer Inſtruktion hieruͤber verſehen wird. 


$. 15. 


Die Mitglieder der Gemeinde nehmen an den gemeinſamen Rechten und 
Pflichten der Gemeinde Theil, unter folgenden naͤheren Beſtimmungen: 


$. 16. 


Die Theilnahme an den Wahlen und an den oͤffentlichen Geſchaͤften der 
Gemeinde (das Gemeinderecht) ſteht nach naͤherer Vorſchrift des zweiten Ab⸗ 
ſchnitts nur 

1) den Meiſtbeerbten (Meiſtbeſteuerten) ($$. 33. 35.) und 
2) denjenigen zu, welchen daſſelbe beſonders verliehen worden iſt (§ 36.). 


. 


In Anſehung der Theilnahme der einzelnen Gemeindeglieder an den 
Nutzungen des Gemeindevermoͤgens wird in den beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſen 
durch gegenwärtige Gemeindeordnung, vorbehaltlich der im $. 18. getroffenen 
Beſtimmungen nichts geaͤndert. he 
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$. 18. 


Für die Theilnahme an den Gemeindenutzungen ($. 17.) kann auf den 
Antrag des Gemeinderaths zum Vortheile der Gemeindekaſſe eine jaͤhrliche 
Abgabe, welche nach den einzelnen Arten jener Nutzungen, und nur von den⸗ 
jenigen, welche daran wirklich Theil nehmen, zu entrichten iſt, angeordnet 


werden; zur Einfuͤhrung oder Erhoͤhung derſelben iſt die Genehmigung der 


Regierung erforderlich. Anſtatt der jaͤhrlichen Abgabe oder auch neben derſelben 
kann ein Einkaufsgeld eingefuͤhrt werden. Daſſelbe wird nach Vernehmung 
des Gemeinderaths durch die Regierung feſtgeſetzt; die im F. 14. erwaͤhnte 
Inſtruktion ſoll auch hieruͤber naͤhere Anweiſung ertheilen. 


H. 19. 


Streitigkeiten uͤber die Theilnahme an den Gemeindenutzungen werden, 
ſoweit fie nicht auf einen ſpeziellen Rechtstitel ſich gründen, im Verwaltungs— 
wege durch den Landrath entſchieden. 


§. 20. 


Auf das Vermögen der Korporationen und Stiftungen, ſowie auf Dass 
jenige, welches einzelnen Klaſſen von Einwohnern angehoͤrt, haben die Mit⸗ 
glieder der Gemeinde als ſolche keinen Anſpruch. 


§ 21. 


Die Gemeinde iſt zu allen Leiſtungen verpflichtet, welche das Gemeinde— 
Beduͤrfniß erfordert. 

8. 22. 

Infofern zu dieſen Leiſtungen die Einkuͤnfte aus dem Gemeindevermoͤgen 
und die ſonſt den Gemeinden nach den Geſetzen zuſtehenden Einnahmen nicht 
hinreichen, find alle einzelne Gemeindeangehoͤrige (§§. 3. und 12.) zu Geld— 
Beiträgen und Dienſten, wozu jedoch kunſt- und handwerksmaͤßige Arbeiten 
nicht gehoͤren, verpflichtet. 

5. . ۱ 

Die Geldbeitraͤge follen in der Regel in Zufchlägen zu den Staats⸗ 
Steuern beſtehen. In welchem Verhaͤltniß die Zuſchlaͤge auf die verſchiedenen 
Steuern zu vertheilen ſind, hat der Gemeinderath zu beſchließen. Zu dieſem 
Beſchluß iſt die Genehmigung der Regierung erforderlich und ſind hierbei die 
im § 98. erwaͤhnten Inſtruktionen zu beachten. In Betreff der Erhebung 
ſolcher Geldbeitraͤge, welche nicht durch Zuſchlaͤge zu den Staatsſteuern auf— 
gebracht werden, verbleibt es bei den Beſtimmungen des $. 13. des Geſetzes 
über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820. und der Order 
vom 4. Dezember 1826. 

Die Dienſte ſollen gleichfalls in der Regel nach dem Maaßſtabe der 
Staatsſteuern vertheilt werden. Mit Genehmigung des Landraths kann jedoch 
der Gemeinderath auch einen anderen Vertheilungsmaaßſtab beſchließen. W 

(Nr. 2611.) Ein⸗ 
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Einwohner Handdienſte und welche Spanndienſte zu leiſten haben, beſtimmt 
der Gemeindevorſteher, vorbehaltlich des Rekurſes an den Buͤrgermeiſter und 
den Landrath. 

Jeder iſt berechtigt, die Dienſte durch taugliche Stellvertreter abzuleiſten, 
oder nach beſtimmten vom Gemeinderathe vorzuſchlagenden und vom Bürger: 
meiſter feſtzuſetzenden Saͤtzen in jedem einzelnen Falle durch Zahlung an die 
Gemeindekaſſe abzukaufen, ausgenommen in Nothſtaͤnden. 

Wer die ihm obliegenden Dienſte nicht rechtzeitig leiſtet, wird zur Zah— 
lung des Geldwerths derſelben nach Vorſchrift des $. 25. angehalten. 


§. 24. ۱ 


Auswaͤrts wohnende Grundeigenthuͤmer find, felbft dann, wenn fie als 
Hausbeſitzer zu den Gemeindegliedern gehören ($. 12. Nr. 2.) oder das Ge— 
meinderecht durch beſondere Verleihung erlangt haben (F. 36.), nur zu den 
dem Grundeigenthum aufgelegten Leiſtungen verpflichtet. 


. 

Alle Gemeindeabgaben, inſonderheit auch die nach $. 14. zu erhebenden 
Eintrittsgelder und die nach $. 18. zu erhebenden Gemeindetaxen und Einkaufs— 
gelder ſind, beim Mangel freiwilliger Leiſtung, im Steuerexekutionswege bei— 
zutreiben. Die Rollen werden vom Landrath fuͤr vollſtreckbar erklaͤrt. 


$: 26. 


Die Beitragspflicht der einzelnen Gemeindeangehoͤrigen (H. 22.) erſtreckt 
ſich auch auf die Verzinſung und Abtragung bereits vorhandener Schulden der 
Gemeinde, und es bedarf dieſerhalb keiner beſonderen Bekanntmachung an die neu 
eintretenden Mitglieder; die Beſtimmungen, welche in Anſehung der Beſitzer der 
von der Franzoͤſiſchen Regierung verkauften Domainen durch das Geſetz wegen 
des Schuldenweſens der Gemeinden in den Landestheilen des linken Rheinufers 
und in der Stadt Weſel vom 7. März 1822. F. 33. getroffen worden find, 
verbleiben jedoch in Kraft. Bei Veraͤnderungen des Gemeindebezirks durch 
Zuſchlagung einzeln gelegener Beſitzungen, oder durch Einverleibung einer an— 
dern Gemeinde oder eines Theils derſelben, wird in den beſtehenden Schuld— 
verhaͤltniſſen und in der Verbindlichkeit, zur Verzinſung und Abtragung der 
ſchon vorhandenen Schulden beizutragen, nichts geaͤndert. 


.. 

Die Verpflichtung der Einzelnen zu den in den $$. 22. 24. und 26. ۶ 
zeichneten Leiſtungen beginnt ohne beſondere Erklärung mit dem erſten ام‎ 
tage feit ihrem Eintritt in die Gemeinde. Wenn fie ihr 46 zur Ge⸗ 
meinde aufgeben, fo dauert ihre Verpflichtung noch für den letzten vorher eins 
tretenden Verfalltag fort und hoͤrt mit demſelben auf. 


H. 28. 
Secroisberechtigte aktive Militairperſonen, imgleichen auf Inaktivitaͤtsgehalt 
geſetzte Offiziere und Militairbeamte ſind von allen Geldbeitraͤgen und Dienſten 
(SS. 22. 
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(H. 22. und 26.) frei, inſofern fie in der Gemeinde weder mit Grundeigen— 


thum angeſeſſen ſind, noch Gewerbe treiben, in welchen Faͤllen ſie zu den dem 
Grundeigenthum und dem Gewerbe aufgelegten Leiſtungen verpflichtet ſind. 
Doch bezieht ſich dieſe Befreiung nicht auf Zuſchlaͤge zu indirekten Verbrauchs⸗ 
ſteuern, wenn nicht durch beſondere landesherrliche Verfuͤgungen darüber Aus— 
nahmen feſtgeſetzt ſind. 

$. 29. 

Wegen der Beſteuerung des Dienſteinkommens der Beamten ſollen die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822. und der Order vom 14. Mai 
1832. angewandt werden. 

In Anſehung der Geiſtlichen und Schullehrer verbleibt es bei den be— 
ſtehenden Verordnungen. 


$. 30. 


Wo bisher nach geſetzlicher Vorſchrift einzelne Klaſſen der Gemeinde— 

glieder oder einzelne Abtheilungen des Gemeindebezirks zur Befriedigung ſolcher 

edürfniffe, welche nur dieſe Klaſſen oder Abt و‎ betreffen, befondere 
Geldbeitraͤge oder Dienſte geleiftet haben, behält es dabei fein Bewenden. 


$. 31. 


Von den Gemeindeauflagen ſind befreit: 
1) alle zu einem oͤffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmte unbebaute 
Grundſtuͤcke, welche nach den Vorſchriften des Grundſteuergeſetzes für 


ar? 73 SN. ١ 2 A 
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die weftlichen Provinzen vom 21. Januar 1839. $. 8. No. 1. und §. 9. 


von der Beſteuerung ausgenommen ſind; 
2) die zu einem ſolchen Zwecke beſtimmten, nach der Vorſchrift des F. 8. 
No. 2. jenes Geſetzes von der Beſteuerung ausgenommenen Gebaͤude, 
inſofern als ſie ſeither nach geſetzlicher Beſtimmung, oder vermoͤge eines 
ſpeziellen Rechtstitels auf Befreiung von den Gemeindelaſten Anſpruch 
hatten, oder kuͤnftig neu erbaut oder gegen Ueberlaſſung von Gebaͤuden, 
welche bisher von Gemeindelaſten frei waren, erworben werden. 
Die zu einem oͤffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmten Gebaͤude, welche 
ſeither Gemeindelaſten getragen haben, ſo wie diejenigen Gebaͤude, welche kuͤnf— 
tig zu einem ſolchen Zwecke ohne gleichzeitige Abtretung eines von Gemeinde— 
laſten befreiten Gebäudes erworben werden, bleiben den Gemeindelaſten unter— 
worfen, jedoch nur in dem bisherigen Umfange und mit Ausnahme der perſoͤn— 
lichen Dienſtleiſtungen. An die Stelle ſonſtiger Naturallaſten, wozu auch die 
kinquartierung zu rechnen iſt, tritt eine feſte Geldrente, welche in Ermangelung 
eines guͤtlichen Abkommens durch Schiedsrichter feſtzuſetzen iſt. 
: Die Feſtſetzung geſchieht nach dem Durchſchnitte der letzten zehn Jahre, 
ید‎ mit Ruͤckſicht auf die bei außerordentlichen Verhaͤltniſſen etwa eintretende 
rhoͤhung. 

Die Gemeinde ernennt einen, und die Behoͤrde, zu deren Verwaltung 
das Gebaͤude gehoͤrt, den anderen Schiedsrichter; die beiden Schiedsrichter 
haben, wenn dieſe Behörde und die Gemeinde ſich darüber nicht vereinigen 

(Nr. 2614.) koͤn⸗ 


۱ 
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koͤnnen, den Obmann zu waͤhlen. Kommt auch unter den Schiedsrichtern eine 
Einigung uͤber die Wahl des Obmanns nicht zu Stande, ſo wird dieſer von 
der Regierung ernannt. 

Verlieben die unter 1. und 2. angefuͤhrten Grundſtuͤcke die Eigenſchaft, 
durch welche ihre Befreiung von der Grundſteuer bedingt iſt ($. 11. des Grund⸗ 
ſteuergeſetzes), ſo faͤllt auch die Befreiung von den Gemeindelaſten fort, ſofern 
dieſelbe nicht auf einem ſpeziellen Rechtstitel beruht. 

Denjenigen Staatswaldungen, welche ſeither von den nach dem Grund— 
ſteuerfuße vertheilten Gemeindelaſten befreit geweſen ſind, verbleibt fernerhin 
dieſe Befreiung; dagegen bleibt auch das Regulativ vom 17. November 1841. 
wegen Heranziehung der Staatswaldungen zum Wegebau fortbeſtehen. In 
Betreff der Befreiung der Dienſtgrundſtuͤcke der Geiſtlichen und Schullehrer 
0 Gemeindelaſten behaͤlt es bei den beſtehenden Vorſchriften fein ۶ 
wenden. 


$. 32. | : 


Dingliche Befreiungen, welche außer den im F. 31. erwähnten jetzt noch 
beſtehen, werden nach ihrem bisherigen Umfange ſo lange anerkannt, bis ſie 
von der Gemeinde abgeloͤſt ſind, erſtrecken ſich jedoch nur auf den gewoͤhnlichen 
Zuſtand, nicht auf außerordentliche Leiſtungen. Der Abloͤſungsbetrag wird 
durch Schiedsrichter feſtgeſetzt; von dieſen erwaͤhlt einen der Beſitzer des bisher 
befreiten Grundſtuͤcks und den andern der Gemeinderath; der Obmann wird 
nach Vorſchrift des 8. 31. beſtellt. 

Durch den Ausſpruch der Schiedsrichter wird unabaͤnderlich feſtgeſtellt, 
welchen Geldwerth die Befreiung im gewoͤhnlichen Laufe der Dinge, nach einem 
Durchſchnitte von zehn Jahren, jaͤhrlich gehabt hat. 

Sobald die Gemeinde den zwanzigfachen Betrag des ermittelten Jahres⸗ 
Quantums an den Betheiligten baar gezahlt hat, hoͤrt die Befreiung auf. 

Neue dingliche Befreiungen koͤnnen von der Gemeinde ebenſo wenig er— 
theilt werden, als dauernde perſoͤnliche Befreiungen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Gemeinderechte (Buͤrgerrechte) und den Meiſtbeerbten. 
8 H. 33. 
r ری‎ ™ Aa Zu den Meiſtbeerbten gehoͤren: 
I. in den auf dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertretenen 
Gemeinden, und zwar ۱ 

1. in den mahl: und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinden und in den mit 
denſelben im Gemeindeverbande ſtehenden klaſſenſteuerpflichtigen Bezir⸗ 
ken diejenigen Einwohner, welche aus ihrem Gewerbe, Vermoͤgen oder 
aus anderen Quellen ein reines Einkommen beziehen, deſſen geringſter 

Betrag nicht unter 200 und nicht uͤber 600 Thaler feſtzuſetzen iſt; 
2. in den klaſſenſteuerpflichtigen Gemeinden diejenigen Einwohner, welche 
a) entweder von ihren im Gemeindebezirke gelegenen Grundbeſitzungen 
einen 
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einen Haupt⸗Grundſteuerbetrag entrichten, deſſen geringſter Satz nicht 
unter zwei und nicht uͤber zehn Thaler feſtzuſetzen iſt; oder 

b) einen Klaſſenſteuerbetrag zahlen, deſſen geringſter Jahresſatz gleich⸗ 
maͤßig ſowohl fuͤr den Einzelnen als fuͤr die Haushaltung nicht unter 
vier und nicht über zwölf Thaler zu beſtimmen iſt; 


II. in allen andern Gemeinden diejenigen Gemeindeglieder, welche im Gemeinde 
Bezirke mit einem Wohnhauſe angeſeſſen find und von ihren daſelbſt ge- 
legenen Grundbeſitzungen einen Haupt⸗Grundſteuerbetrag entrichten, deſſen 
ا ون‎ Satz nicht unter zwei und nicht über fünf Thaler zu beftim- 
men iſt. 


Für Gemeinden, deren Mitglieder in fo uͤberwiegender Zahl aus Päch- 
tern ohne eigenen zum Meiſtbeerbten qualifizirenden Grundbeſitz beſtehen, daß 
hiernach eine angemeſſene Zahl von Meiſtbeerbten nicht vorhanden ſein wuͤrde, 
ſoll ausnahmsweiſe neben der Grundſteuer auch die Klaſſenſteuer nach Maaß⸗ 
gabe der Beſtimmung I. 2. zur Aufnahme unter die Meiftbeerbten befaͤhigen; 
die Entſcheidung hieruͤber ſteht dem Ober⸗Praͤſidenten zu. 

Sollte in einzelnen Gemeinden auch hierdurch eine angemeſſene Zahl von 
Meiſtbeerbten nicht erlangt werden, ſo kann der Miniſter des Innern auf den 
Antrag des Oberpraͤſidenten einen geringern Haupt-Grundſteuerſatz als zwei 
Thaler zur Befaͤhigung zum Meiſtbeerbten feſtſetzen. Von dieſer Befugniß ſoll 
jedoch nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn die Zahl der Meiſtbeerbten 
bei . Haupt⸗Grundſteuerſatz von zwei Thalern weniger als zwölf betra⸗ 
gen wuͤrde. ۱ 


H. 34. 


Die Feſtſetzung des zur Eigenſchaft eines Meiſtbeerbten erforderlichen 
Betrags der Grund- oder Klaſſenſteuer und des Einkommens (F. 33.) erfolgt 
durch den Oberpraͤſidenten mit Ruͤckſicht auf die Ortsverhaͤltniſſe nach Ver⸗ 
nehmung des Gemeinderaths. 

Das Einkommen wird vom Gemeinderathe nach pflichtmaͤßigem Er⸗ 
meſſen abgeſchaͤtzt, welchem zu dem Ende die Steuerrollen und ſonſtige Hulfsmit⸗ 
tel mitgetheilt werden muͤſſen. Gegen die Abſchaͤtzung, welche jedem Bethei⸗ 
ligten bekannt zu machen iſt, ſteht dieſem ſowohl die Fuͤhrung des Nachweiſes 
eines hoͤheren Einkommens vor dem Gemeinderathe, als auch der Rekurs an 
die Regierung zu. Bei der erſten Einrichtung erfolgt die Abſchaͤtzung durch 
die ſeitherigen Gemeindevertreter. 

F. 35. 

Das Gemeinderecht kann nur von den Meiſtbeerbten männlichen Ge- 
ſchlechts ausgeuͤbt werden, welche das 24ſte Lebensjahr zuruͤckgelegt haben, 
Preußiſche Unterthanen und unbeſcholten find. ($$. 38 — 40.) 

Von mehreren Perſonen, welche im ungetheilten Beſitze eines zum Ge⸗ 
meinderechte befähigenden Grundſtuͤcks ſich befinden, kann nur Einer das Ge⸗ 
meinderecht ausüben. Beim Mangel einer guͤtlichen Einigung iſt dazu zunaͤchſt 

er auf dem Grundſtuͤcke ſelbſt wohnende? itbefißer berufen, hierauf der im 
Jahrgang 1845, (Nr, 2611.) 75 Ge⸗ 
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Gemeindebezirke wohnende und dann erſt die übrigen; unter mehreren Gleich⸗ 
berechtigten entſcheidet das hoͤhere Alter, und bei gleichem Alter das Loos. 


$. 36. 


Alle übrige Gemeindeglieder, fo wie die auswärts wohnenden Grund: 
eigenthuͤmer, welche im Gemeindebezirke nicht mit einem Hauſe angeſeſſen ſind 
(Forenſen), nehmen an dem Gemeinderechte keinen Theil; daſſelbe kann aber 
Letzteren, wenn fie die dazu nach H. 35. erforderlichen perſoͤnlichen Eigenſchaf⸗ 
ten beſitzen, aus beſonderem Vertrauen durch Beſchluß des Gemeinderaths 
verliehen werden. Das einem Forenſen ſolchergeſtalt verliehene Gemeinderecht 
erloͤſcht durch Veraͤußerung von mehr als der Haͤlfte ſeines Grundbeſitzes in 
dem Gemeindebezirke. Die Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes uͤber die 
Rechte und Verpflichtungen der Meiſtbeerbten ſind in allen Faͤllen auch auf 
diejenigen zu beziehen, welchen das Gemeinderecht beſonders verliehen wor— 
den iſt. 

$. 37. 

Das Gemeinderecht wird verloren, wenn ein Meiſtbeerbter die nach 
$$. 33. 34. feſtzuſetzenden Steuerbetraͤge nicht mehr entrichtet, oder das be⸗ 
ftimmte Einkommen nicht mehr bezieht. Entſteht die Verminderung der Grund⸗ 
ſteuerquote unter den feſtgeſetzten Betrag bloß dadurch, daß in Folge einer 
Vermehrung des Geſammtkataſtralertrages der weſtlichen Provinzen der all⸗ 
gemeine Steuerprozentſatz ſich ermäßigt, jo verbleibt den ſeitherigen Meiſtbe— 
erbten das Gemeinderecht. 


§. 38. 


Von dem Gemeinderechte ſind diejenigen ausgeſchloſſen, welche zum‏ نی en..‏ 222 جوم 


An , ہے‎ , 9 
ap اکر‎ 


Verluſte der Ehrenrechte verurtheilt worden find. 


$. 39. 


Das Gemeinderecht kann durch Beſchluß des Gemeinderaths auch dem— 
jenigen entzogen werden, welcher 
1) zu irgend einer Kriminalſtrafe verurtheilt oder in irgend einer Kriminal⸗ 
Unterſuchung nur vorläufig freigeſprochen worden iſt, oder 
2) fib durch feine Lebensweiſe oder durch einzelne Handlungen die oͤffent⸗ 
liche Verachtung zugezogen hat. 

Der Buͤrgermeiſter hat in dieſen Faͤllen die zum Grunde liegenden 
Thatſachen zu unterſuchen und feſtzuſtellen, den Angeſchuldigten mit ſeiner 
Vertheidigung zu hören und die Verhandlungen dem Gemeinderathe zur Be- 
ſchlußnahme vorzulegen, wobei er ſelbſt den Vorſitz zu uͤbernehmen hat. 

Dem Angeſchuldigten ſteht gegen den Beſchluß der Rekurs an die vor— 
geſetzte N او‎ zu. 

Soll das Verfahren gegen ein Mitglied des Gemeinderaths oder gegen 
einen Gemeindebeamten eingeleitet werden, fo iſt dazu die vorherige Genehmi⸗ 
gung der Regierung erforderlich. ۱ 


H. 40. 
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§. 40. 

Das Gemeinderecht ruht, wenn der dazu Berechtigte in Kriminal⸗Unter⸗ +7 77° مور‎ rt, 
ſuchung, in Konkurs oder, wo das Rheiniſche Zivilgeſetzbuch die in Zahlungs⸗ 3 
Unfähigkeit verfällt, bis die Unterſuchung aufgehoben oder ie Rehabilitirung 
ausgeſprochen iſt. 

$. 41. ١ 

In jeder Gemeinde hat der Vorſteher ein vollftändiges Verzeichniß der 
zur Ausuͤbung des Gemeinderechts befaͤhigten Meiſtbeerbten (Gemeinderolle) zu 
führen. Wer einmal in dieſe Rolle aufgenommen ift, kann aus derſelben ohne 
geſetzliche Grunde, welche ihm bekannt gemacht werden muͤſſen, nicht weggelaf: 
ſen werden. ۱ 

8. 42. 

Der Verluſt des Gemeinderechts hat den ۲ derjenigen Stellen zur 
Folge, zu deren Erlangung der Befiß deſſelben erforderlich iſt. Im Falle des 
ruhenden Gemeinderechts iſt nach Umſtaͤnden von der Regierung uͤber die Sus— 
penſion zu verfuͤgen. 


§. 43. 


Die vom Staate beſoldeten Beamten, ſowie die Beamten der vormals = جم‎ g 77 5 

unmittelbaren deutſchen Reichsſtaͤnde und der im H. 5. bezeichneten Standes- 
herren, ſo weit dieſelben den Staatsbeamten gleich zu achten ſind, die Geiſt⸗ 
lichen und Schullehrer beduͤrfen, wenn ſie eine Stelle oder einen Auftrag von 
laͤngerer Dauer bei der Gemeindeverwaltung übernehmen ſollen, dazu der Erlaub⸗ 
niß ihrer vorgeſetzten Dienftbehörde und der Regierung. Dieſe Erlaubniß kann 
auch, wenn ſich aus der Verbindung beider 20066 für den Staats— 
dienſt oder fuͤr die Gemeindeverwaltung in der Folge ein Nachtheil ergiebt, 
von der Dienftbehörde ſowohl als von der Regierung zuruͤckgenommen werden. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Vertretung der Gemeinden. 


§. 44. 

Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten nach den daruͤber in gegen⸗ 
wärfiger Ordnung ertheilten Vorſchriften durch den Gemeinderath (Schoͤffen— 
rath) oder durch den Buͤrgermeiſter und den Gemeindevorſteher vertreten. 

Ob die Benennung Gemeinderath oder Schoͤffenrath zu gebrauchen ſei, 
daruͤber entſcheidet das landesuͤbliche Herkommen. 


H. 45. 


In denjenigen (auf dem Provinziallandtag im Stande der Städte nicht 
vertretenen) Gemeinden, welche nur achtzehn oder weniger zur Ausuͤbung des 
Gemeinderechts befaͤhigte Gemeindeglieder zählen, bilden dieſe ſaͤmmtlich den 

(Nr. 2611.) اش‎ Ge: 
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Gemeinderath. In allen uͤbrigen Gemeinden beſteht der Gemeinderath aus 
gewaͤhlten Gemeindeverordneten. ١ 

Bei einer Verminderung der Zahl der Meiſtbeerbten bis auf achtzehn 
oder darunter tritt die Verſammlung ſaͤmmtlicher Meiſtbeerbten erſt von dem 
Zeitpunkt ab in die Stelle des aus gewaͤhlten Gemeindeverordneten beſtehenden 
Gemeinderaths, wo eine neue Wahl von Gemeindeverordneten vorzunehmen 
geweſen waͤre. Bei einer Vermehrung der Zahl der Meiſtbeerbten uͤber acht— 
zehn iſt die Wahl von Gemeindeverordneten binnen einer Friſt von drei Jahren 
vorzunehmen. 

Von dieſen Beſtimmungen ſoll in Anſehung derjenigen Gemeinden des 
oſtrheiniſchen Theils des Regierungsbezirks Coblenz, in denen mehr als acht: 
gehn Meiſtbeerbte vorhanden find, ſeither aber eine Vertretung durch ſaͤmmt— 
iche zur Ausuͤbung des Gemeinderechts befaͤhigte Gemeindeglieder Statt gefun— 
den hat, eine Ausnahme dahin eintreten, daß der Gemeinderath aus ſaͤmmtli— 
chen Meiſtbeerbten gebildet werden muß, wenn dieſe durch einen nach Stimmen— 
mehrheit abzufaſſenden Beſchluß darauf antragen. 


$. 46. 


In denjenigen zum Stande der Städte nicht gehörigen Gemeinden, 
welche durch gewaͤhlte Verordnete vertreten werden, gehoͤren zum Gemeinde— 
rath außer dieſen Verordneten auch die im Gemeindebezirke mit einem Wohn⸗ 
hauſe angeieflenen meiſtbeguͤterten Grundeigenthuͤmer, welche von ihrem im 
Gemeindebezirke gelegenen Grundbeſitz mindeſtens funfzig Thaler an Haupt⸗ 
Grundſteuer jaͤhrlich zahlen, und die im $. 35. vorgeſchriebenen perfönlichen 
Eigenſchaften beſitzen. Eine Verminderung der Steuerquote lediglich durch 
Ermäßigung des allgemeinen Steuerprozentſatzes ($. 37.) hat das Ausſcheiden 
des meiſtbeguͤterten Grundeigenthuͤmers nicht zur Folge. 


§. 47. 


Die Zahl der zu waͤhlenden Gemeinde-Verordneten wird wie folgt feft: 
eſetzt: 
34 in Gemeinden 


von weniger als 1000 Einwohnern au 6 
von 1000 bis 3000 Einwohnern aun سی‎ 12 
> 3001 10000 - RER | 18 
- 40001 = 30000 : a اه‎ 24 
- mehr als 30000 P 660420 


Eine Vermehrung oder Verminderung ber Einwohnerzahl einer Gemeinde 
hat erſt dann eine Veraͤnderung in der Zahl der Gemeinde-Verordneten zur 
Folge, wenn aus anderen Gruͤnden neue Wahlen vorzunehmen ſind. 


§. 48. 


Für die gewählten Gemeinde-Verordneten werden zur Hälfte ihrer Zahl 
Stellvertreter gewählt, welche beſtimmt find, in Behinderungsfällen oder beim 
Abgange einzelner Gemeinde-Verordneten deren Stelle einzunehmen, jedoch in 
der Art, daß für einen verhinderten Gemeinde-Verordneten nur ein Stellver- 

treter 
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treter einberufen werden kann, welcher von derſelben Wählerklaſſe (H. 50.), 
wie der Verordnete ſelbſt, gewaͤhlt worden iſt. 

Die Reihenſolge fuͤr die Einberufung der Stellvertreter beſtimmt ſich 
durch die Zahl der Stimmen, welche ſie bei der Wahl erhalten haben. Bei 
gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Loos. 


$. 49. „ . 


Die Gemeinde-Verordneten und die Stellvertreter werden durch die zur 
Ausuͤbung des Gemeinderechts befaͤhigten Gemeindeglieder, mit Ausnahme der 
im $. 6 erwähnten meiſtbeguͤterten Grundeigenthuͤmer, welche ohne Wahl 
zum Gemeinderathe gehoͤren, aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Alle 
drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte der Gemeinde-Verordneten aus, an deren Stelle 
neue zu wählen find. Die Ausgeſchiedenen find wieder wählbar. Die Aus- 
ſcheidung erfolgt bei dem Ablaufe der erſten dreijährigen Wahlperiode nach dem 
Looſe, nachher nach dem Wahlturnus. 

Die Stellvertreter bleiben ſaͤmmtlich 6 Jahre im Amte und koͤnnen eben— 
falls wieder gewaͤhlt werden. 


#78 ده مر .50 .$ 


Zum Behuf der Wahlen (F. 49.) werden die Meiſtbeerbten nach Maaß⸗ 
gabe ihres Einkommens oder der von ihnen zu entrichtenden Steuern in drei 
Klaſſen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Klaſſe ein Drittheil der 
e des Einkommens oder der Steuerbetraͤge aller Meiſtbeerb⸗ 
en faͤllt. 

In den im $. 33. unter I. Nr. 1. genannten Gemeinden bilden dieje⸗ 
nigen, welche das hoͤchſte Einkommen beſitzen, bis zur Summe eines Drittheils 
des Einkommens aller Meiſtbeerbten die erſte Klaſſe, die zweite Klaſſe beſteht 
aus den naͤchſt jenen am meiſten Beguͤterten, welche das zweite Drittheil des 
Einkommens aller Meiſtbeerbten beſitzen; die, dritte Klaſſe umfaßt alle übrige 
Meiſtbeerbten. 

In eben dieſer Weiſe werden unter Zugrundlegung der Steuern die 
Klaſſen in den im $. 33. unter I. Nr. 2. und II. erwaͤhnten Gemeinden ge⸗ 
bildet, und zwar in erſtern nach der Geſammtſumme der Grund- und Klaſſen⸗ 
ſteuer, in letztern aber nach der Grundſteuer allein, wobei die Grundſteuer der⸗ 
jenigen meifibegüterten Grundeigenthuͤmer, welche zu den im F. 46. erwähnten 
gehoͤren und an der Wahl nicht Theil nehmen, außer Anrechnung bleibt. 

Schließt in den erſten Klaſſen ein Drittheil des Geſammteinkommens 
oder der Geſammtſteuern nicht genau mit dem Einkommen oder der Steuer 
eines Meiſtbeerbten ab, fo iſt dieſer zu der hoͤhern Klaſſe zu rechnen. Iſt bei 
mehrern Meiſtbeerbten, bei welchen die Klaſſen ſich ſcheiden, das Einkommen 
oder die Steuer gleich, ſo entſcheidet das Loos, welche von ihnen zu der hoͤhern 
und welche zu der untern Klaſſe zu rechnen ſind. 

Diejenigen Forenſen, welchen das Gemeinderecht aus beſonderem Bers 
trauen verliehen iſt ($. 36.) gehören zur erſten Klaſſe und kommt die von ihnen 
bezahlte Steuer bei der Klaffenabſtufung nicht in Anrechnung. = 
(Nr. 2611.) Die 
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Die auf dieſe Weiſe gebildeten Klaſſen muͤſſen eine jede aus 0 viel 
Waͤhlern, als von ihr uͤberhaupt Gemeindeverordnete und Stellvertreter gewaͤhlt 
werden ſollen, alſo mindeſtens aus drei Waͤhlern beſtehen. Zur Vervollſtaͤn⸗ 
digung dieſer Zahl werden nöfhigenfalld die am meiſten beguͤterten oder am 
hoͤchſten beſteuerten Wähler aus der naͤchſtfolgenden Klaſſe in die hoͤhere auf⸗ 
genommen. 


8. 51. a پر‎ 


Jede Klaſſe wählt für ſich eine gleiche Anzahl von Gemeindeverordneten 
und Stellvertretern, die Wahl iſt aber an die Mitglieder dieſer Klaſſe nicht 
gebunden. Vater und Sohn, ſowie Brüder, koͤnnen nicht zugleich Mitglieder 
des Gemeinderaths ſein. Befinden ſich unter den meiſtbeguͤterten Grundeigen⸗ 
thuͤmern ($. 46.), und wenn die Vertretung der Gemeinde durch ſaͤmmtliche 
Meiſtbeerbte ſtattfindet, unter den letztern dergleichen nahe Verwandte, ſo kann 
nur Einer von ihnen Mitglied des Gemeinderaths werden. Beim Mangel 
einer guͤtlichen Einigung entſcheidet das höhere Alter und bei gleichem Alter 
das Loos. 

٩, 52. % حتف‎ 

Wenigſtens die Hälfte der Gemeindeverordneten muß aus Grundbeſitzern 
beſtehen, welches jedoch auf die Stellvertreter keine Anwendung findet. Wenn 
von den zu Gemeindeverordneten Gewählten weniger als die Haͤlfte Grund⸗ 
beſitzer ſind, ſo treten diejenigen Unangeſeſſenen, welche die wenigſten Stimmen 

ehabt haben, zuruͤck und werden die erſten Stellvertreter, ſoweit dergleichen 
uͤberhaupt zu waͤhlen ſind. 

Die Wahl muß alsdann zur Ergänzung der erforderlichen Anzahl von 
Grundbeſitzern in denjenigen Wahlverſammlungen, in welchen die Zuruͤcktreten⸗ 
den gewaͤhlt waren, erneuert werden. 

Wo oͤrtliche Verhaͤltniſſe es nothwendig machen, kann der Ober-Praͤſi⸗ 
dent von der Vorſchrift, daß wenigſtens die Haͤlfte der Gemeindeverordneten 
aus Grundbeſitzern beſtehen ſoll, eine Ausnahme geſtatten. 


سر نے .53 .$ 

In dem Wahltermine, welcher vier Wochen vorher nach der in der 
Gemeinde gewoͤhnlichen Publikationsart bekannt zu machen iſt, muͤſſen die 
Wahlberechtigten perfönlich erſcheinen. Die Ausgebliebenen find an die Be⸗ 
ſchluͤſſe der Anweſenden gebunden und zur Einſendung ſchriftlicher Abſtimmun⸗ 
gen nicht befugt. Wer, obgleich anweſend, ſich der Abſtimmung enthält, iſt 
den Ausgebliebenen gleichzuachten. 

Zu einer gültigen Wahl iſt in jeder 6 die Theilnahme von 
wenigſtens eben fo vielen Wählern nothwendig, als Wahlen vorzunehmen find. 
Kann hiernach eine guͤltige Wahl nicht zu Stande kommen, ſo ernennt der 
Landrath die Gemeindeverordneten und Stellvertreter, welche zu wählen waren, 
und die Ernannten ſind dann, wenn ihnen nicht die geſetzlichen Entſchuldigungs— 
gruͤnde, welche von der Uebernahme einer Vormundſchaft befreien, zur Seite 
ſtehen, zur Annahme der Stellen unbedingt verpflichtet. ۳ 

H. 04 
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.548 که 7 .54 .$ 


Die Wahl erfolgt unter der Leitung des Buͤrgermeiſters im Beiſtand 
zweier von der Wahlverſammlung zu beſtimmenden Skrutatoren. Der Buͤr⸗ 
germeiſter kann ſich durch den Gemeindevorſteher vertreten laſſen. 


H. 35. 144 من‎ 


Die Wahl jedes Gemeindeverordneten und jedes Stellvertreters erfolgt 
in einer beſonderen Wahlhandlung. 

Als erwaͤhlt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
Mehrheit fuͤr ſich hat. Ergiebt ſich nicht eine abſolute Mehrheit, ſo ſind die⸗ 
jenigen zwei Kandidaten, welche die meiften Stimmen für ſich haben, auf eine 
engere Wahl لہ‎ bringen. Wird auch hierbei nach zweimaligem Verſuchen 
keine abſolute Mehrheit erreicht, ſo entſcheidet das Loos. 

Fallen die meiſten Stimmen in gleicher Zahl auf mehr als zwei Kandi⸗ 
daten, ſo iſt unter denſelben zum Behuf der engern Wahl eine Vorwahl zu 
veranſtalten, bei welcher die relative Stimmenmehrheit entſcheidet. Ergiebt die 
Vorwahl kein Reſultat, ſo entſcheidet unter denen, welche in derſelben gleiche 
Stimmen bekommen haben, das Loos daruͤber, welche zwei Kandidaten auf die 
engere Wahl zu bringen ſeien. 


H. 36. , مھ‎ ue 
Die Wahlſtimmen werden mittelſt verdeckter Stimmzettel abgegeben. 


Sollte dieſe Wahlform in einzelnen Gemeinden nicht anwendbar ſein, ſo hat 
der Ober-Praͤſident fuͤr dieſelben eine andere Wahlform zu beſtimmen. 


$. 57. 


Reklamationen gegen das Verzeichniß der Wahlberechtigten, welches bei 
Ankuͤndigung des Wahltermins oͤffentlich auszulegen iſt, machen die Wahl⸗ 
handlung nur dann unguͤltig, wenn nachher eine ſolche Abaͤnderung deſſelben 
verfuͤgt wird, durch welche der Gewaͤhlte die abſolute Stimmenmehrheit verliert. 

H. 38. 

Die Wahlverhandlungen, aus welchen die Beobachtung der Vorſchriften 
der HH. 51. bis 56. erhellen muß, find, nach vorgaͤngiger Pruͤfung im Ge⸗ 
meinderathe, dem Landrathe einzureichen, welcher, wenn gegen die Legalitaͤt des 
Verfahrens und die Qualifikation der Gewaͤhlten nichts zu erinnern iſt, oder 
die Erinnerungen erledigt find, die Wahl zu beſtätigen und die Einführung der 
Gewaͤhlten anzuordnen hat. 


$. 39. 

Wenn unter einzelnen Abtheilungen einer und derſelben Gemeinde uͤber 
die beſonderen Rechte derſelben Streit entſteht, ſo wird hieruͤber nicht vom 
Gemeinderath verhandelt, ſondern jede betheiligte Abtheilung, wenn ſie nicht 
mehr als zehn Meiſibeerbte enthaͤlt, durch die Verſammlung der letztern, ſonſt 
aber durch fuͤnf von den Meiſtbeerbten aus ihrer Mitte zu erwaͤhlende Depu— 

(Nr. 2641.) tirte 
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tirte vertreten, welche unter der Leitung des Buͤrgermeiſters mit einander ۶ 
handeln und, falls keine Einigung zu Stande kommt, zur Ausführung ihrer 
Anſpruͤche Bevollmaͤchtigte ernennen. Dieſe Deputirten ſtehen in 1 auf 
den Streitgegenſtand in dem Verhaͤltniſſe des Gemeinderathes, der! evollmaͤch⸗ 
10 aber 15 ك7‎ Verhaͤltniſſe der ausfuͤhrenden Behörde (Abſchnitt 4. ۶ 
theil. 1. u. (۰ 


$. 60. 
Wenn in gemeinſchaftlichen Angelegenheiten mehrerer Gemeinden die 
Beſchluͤſſe der verſchiedenen Gemeinderäthe nicht uͤbereinſtimmend ſind, ſo haben 
die Gemeinderaͤthe Deputationen zu ernennen, welche unter dem Vorſitz des 
Buͤrgermeiſters die Sache gemeinſchaftlich zu berathen, und uͤber das Reſultat 
ihren Kommittenten Bericht zu erſtatten haben. Werden dennoch Feine über: 
einſtimmende Beſchluͤſſe der verſchiedenen Gemeinderaͤthe erlangt, ſo hat die 
Regierung auch in den Angelegenheiten zu entſcheiden, welche ſonſt den Be⸗ 
ſchluͤſſen des Gemeinderathes uͤberlaſſen ſind ($$. 86. 88.), ſofern die Sache 
nicht auf den Rechtsweg zu verweiſen iſt. 

Wenn Gemeinden verſchiedener Buͤrgermeiſtereien bei der Sache bethei⸗ 
ligt ſind, ſo fuͤhrt den Vorſitz in der Verſammlung der Deputationen der 
Buͤrgermeiſter, in deſſen Bezirk der Gegenſtand des gemeinſchaftlichen Intereſſes 
belegen iſt, und wo dieſer Grundſatz nicht ausreicht, der aͤlteſte. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Verwaltung der Gemeinden. 
Erſte Abtheilung. 
Von den Rechten und Verhaͤltniſſen des Gemeinderathes. 


. 61, 

Der Gemeinderath hat die Vollmacht und Verpflichtung, fuͤr die Ge— 
meinde in ihren Gemeindeangelegenheiten nach Ueberzeugung und Gewiſſen ver⸗ 
bindende Beſchluͤſſe zu faſſen. Ueber andere Angelegenheiten kann der Gemeinde— 
Rath nur dann berathen, wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder in einzelnen 
Faͤllen durch Verfuͤgung der Regierung, an ihn gewieſen ſind. 


$. 62, 

Der Gemeinderat) kann nur dann zuſammentreten, wenn er dazu von 
dem Buͤrgermeiſter oder mit deſſen Genehmigung von dem Vorſteher zuſammen⸗ 
berufen worden iſt. Auf den ig des vierten Theils der Mitglieder, und 
wenn ihre Zahl weniger als zwoͤlf betraͤgt, auf den Antrag von wenigſtens 
drei Mitgliedern, iſt der Buͤrgermeiſter verpflichtet, den Gemeinderath entweder 
ſelbſt zuſammenzuberufen oder den Vorſteher zu deſſen Zuſammenberufung an⸗ 
zuweisen. Die Zuſammenberufung erfolgt ſchriftlich, unter Angabe der zur 
Berathung kommenden Gegenſtaͤnde, und, mit Ausnahme dringender Fälle, min⸗ 
deſtens drei Tage vorher. Es koͤnnen auch regelmäßige Sitzungstage durch den 
Buͤrgermeiſter, nach Anhörung des Gemeinderaths, ein für allemal beſtimmt 

wer⸗ 
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werden; die Gegenſtaͤnde der Berathung ſind aber auch dann, wenn dieſelben 
nicht dringend ſind, wenigſtens drei Tage vor der Sitzung den Mitgliedern be⸗ 
kannt zu machen. Jedes Mitglied des Gemeinderathes hat das Recht, Antraͤge 
und Vorſchlaͤge uͤber die Angelegenheiten der Gemeinde zur Berathung zu 
bringen. Dieſelben muͤſſen jedoch, wenn fie nicht vorher dem Buͤrgermeiſter 
und durch dieſen drei Tage vor der Sitzung den uͤbrigen Mitgliedern mitgetheilt 
ſind, auf den Antrag des Buͤrgermeiſters oder auch nur Eines Mitgliedes bis 
zur naͤchſten Sitzung ausgeſetzt werden. 


F. 63. 


Der Buͤrgermeiſter führt im Gemeinderath den Vorſitz und hat bei Stim- 
mengleichheit die entſcheidende Stimme, ſonſt aber, wenn er nicht zugleich Ge⸗ 
meindevorſteher iſt, kein Stimmrecht. Er kann jedoch in geeigneten Fällen dem 
Vorſteher den Vorſitz übertragen. Wenn über den Haushalts-Etat, über die 
Abnahme der Gemeinderechnung und uͤber Angelegenheiten, bei welchen mehrere 
Gemeinden des Buͤrgermeiſterei-Bezirks are c betheiligt find (F. 60.), 
berathen wird, muß er ſtets ſelbſt den Vorſitz fuͤhren. Der Vorſteher hat im⸗ 
mer volles Stimmrecht, und wenn er den Vorſitz fuͤhrt, bei Stimmengleichheit 
die entſcheidende Stimme. 

Der Gemeinderath kann einen Protokollfuͤhrer aus ſeiner Mitte waͤhlen. 


$. 64, 


Die Befchlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; zur Guͤltigkeit «7 2 su.» 72 56 
eines Beſchluſſes ift die Gegenwart von wenigſtens zwei Drittheilen der 12 5 
glieder erforderlich. 

Wenn der Gemeinderath, nachdem er zur Berathung ein und deſſelbe =. سے‎ ٦ 
Gegenſtandes zwei Mal vorſchriftsmaͤßig zuſammenberufen ifl, beide Male nicht 
in beſchlußfaͤhiger Zahl erſcheint, ſo ergaͤnzt der Landrath ſeinen Beſchlu ß 
Wer nicht mitſtimmt oder die Unterſchrift des Protokolls verweigert, iſt als Er 
nicht erſchienen zu betrachten. Es kann aber jedes Mitglied des Gemeinde⸗ 
Raths verlangen, daß ſeine abweichende Anſicht in das Protokoll aufgenomm 
men werde. وم تر بسا‎ * S. 


H. 65. ہے‎ A 


Wer bei einer Angelegenheit ein von dem Intereſſe der Gemeinde ver- "ِ 
ſchiedenes Intereſſe hat, darf an der Berathung keinen Theil nehmen. Kann 
wegen perſoͤnlicher Betheiligung der Mitglieder und der an deren Stelle einzu⸗ مرچ‎ 2... ar 
berufenden Stellvertreter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten wer⸗ De جک‎ 
den, fo hat die Regierung vermöge des ihr zuſtehenden Oberauffihtsrehts fun: 
die Wahrung der Rechte der Gemeinde Sorge zu tragen und die dazu erfor⸗ مه‎ 
derlichen Einleitungen zu treffen, noͤthigenfalls auch einen Rechtsanwalt zu be- 
ſtellen. Dieſe Beſtimmung findet inſonderheit alsdann Anwendung, wenn Streit FE 
darüber entſteht, ob ein Gegenſtand Eigenthum der Gemeinde oder der einzelnen 
Gemeindeglieder iſt. : 


Jahrgang 1845. (Nr. 2611.) 76 $. 66. 
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$. 66. 

Bar 77 20 , Die Beſchluͤſſe find, mit Anfuͤhrung der dabei gegenwärtig geweſenen 
Mitglieder, in ein beſonderes Buch einzutragen, und ſowohl von dem Vorſitzen— 
den, als von allen anweſenden Mitgliedern, in der Sitzung ſelbſt, zu unterſchrei— 
ben. Die Ausfertigung ſolcher Beſchluͤſſe, welche Urkunden beigefuͤgt werden, 
oder als Autoriſation fuͤr den Waben zu einzelnen Amtshandlungen die— 
nen ſollen ($. 102.), muͤſſen von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des 
Gemeinderaths unterſchrieben werden. Letztere werden dazu jaͤhrlich vom Ge— 
meinderath aus ſeiner Mitte gewaͤhlt. 


$. 67. 


Alle Beſchluͤſſe des Gemeinderaths muͤſſen dem Buͤrgermeiſter, infofern 
er nicht ſelbſt den Vorſitz gefuͤhrt hat, ſogleich vorgelegt werden. 


§. 68. 


Der Gemeinderath kann zur Vorbereitung der zur Verhandlung kom— 
menden Gegenftände Kommiſſionen aus feiner Mitte ernennen. Dem Bürger: 
meiſter ſteht es frei, auch in dieſen Kommiſſionen den Vorſitz zu fuͤhren. 


H. 69. 


Den Meiſtbeerbten und Gemeindeverordneten ifl es nicht erlaubt, irgend 
eine Vergeltung fuͤr die Ausuͤbung ihres Berufes anzunehmen; nur baare 
Auslagen werden ihnen erſtattet. 


$. 70. 


aer مہ کے۶‎ ae, Der Verſammlung des Gemeinderaths muͤſſen alle Mitglieder regelmaͤßig 
beiwohnen und kein Mitglied darf ſich der Abſtimmung oder der Unterſchrift 
des Protokolls entziehen. Ein Mitglied, welches die Verſammlung dreimal 
nach einander ohne genuͤgende Entſchuldigung verſaͤumt, oder wiederholt durch 
ungebuͤhrliches Benehmen Ordnung und Ruhe geſtoͤrt und den Zuruf des Vor— 
5 ia zur Ordnung nicht beachtet hat, oder welches die Theilnahme an der 
Abſtimmung oder die Unterſchrift des Protokolls ohne hinreichenden Grund 
verweigert, kann aus dem Gemeinderath ausgeſchloſſen werden. Die Entfchei- 
dung erfolgt durch die Regierung. 


. 


eee, m. Ae. Sollte ein Gemeinderath in Unordnung oder Parteiung verfallen, oder 

۱ fortwährend feine Pflichten in ſolchem Grade vernachläffigen, daß die im H. 64. 
vorgeſehene Maaßregel zur Fortfuͤhrung einer ordnungsmaͤßigen Verwaltung 
nicht ausreicht, ſo werden Wir den Gemeinderath nach genauer Unterſuchung 
der Sache aufloͤſen, die Bildung einer neuen Vertretung anordnen, und die 
Schuldigen auf gewiſſe Zeit oder auf immer fuͤr unfaͤhig zu einer neuen Wahl 


erklaͤren. 


Zweite 
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Zweite Abtheilung. 


Von dem Vorſteher, dem Empfaͤnger und den Unterbeamten der 
Gemeinden. 


$. 72. 

Der Gemeindevorſteher wird nach Vernehmung der gutachtlichen Vor⸗ a7 20 sy x 757 پر‎ 
ſchlaͤge des Buͤrgermeiſters von dem Landrathe aus den Mitgliedern des Ge⸗ 1 
meinderaths ernannt. Derſelbe muß ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, im 
Gemeindebezirke wohnen und die zu ſeinen Geſchaͤften noͤthigen Kenntniſſe be⸗ 
ſitzen. Bei ſeiner Ernennung ſoll auf Perſonen, welche das Vertrauen der 
Gemeinde vorzugsweiſe genießen, ſofern ſie ſonſt fuͤr das Amt geeignet ſind, 
beſonders Ruͤckſicht genommen werden. 

Das Amt des Vorſtehers dauert ſechs Jahre, kann aber nach drei Jah⸗ 
ren niedergelegt werden. 

Fuͤr Verhinderungsfaͤlle wird in gleicher Art ein Stellvertreter (Bei⸗ 
ſtand) ernannt, welcher dieſelben Eigenſchaften beſitzen muß. 


$. 78. 


In denjenigen Gemeinden, welche für ſich allein eine Buͤrgermeiſterei 
bilden, iſt der Buͤrgermeiſter zugleich Gemeindevorſteher. 


$ 74. 


Auch kann, wenn mehrere Gemeinden eine Buͤrgermeiſterei bilden, der 
Buͤrgermeiſter zugleich zum Vorſteher derjenigen Gemeinde beſtellt werden, in 
welcher derſelbe ſeinen Wohnſitz hat. Der Ober-Praͤſident hat hieruͤber nach 
Vernehmung des Gemeinderaths zu entſcheiden. 

In denjenigen Gemeinden, welche auf dem Provinziallandtage im Stande 
der Staͤdte vertreten werden, ſollen die Stellen des Vorſtehers und des Buͤrger⸗ 
meiſters in der Regel verbunden und Ausnahmen hiervon nur mit Genehmi⸗ 
gung Unſeres Miniſters des Innern geſtattet ſein. 


$. 75. 


Das Amt des Vorſtehers wird unentgeltlich verwaltet, und nur für a7 zr مور ہہ پوس‎ f4 
Dienſtunkoſten eine Entſchaͤdigung gewährt, welche von der Regierung nach 5 
Vernehmung des Gemeinderaths zu beſtimmen iſt, jedoch 1 Sgr. fuͤr den Kopf 
der Bevoͤlkerung nicht uͤberſteigen ſoll. Sur Dienftreifen nach einem mehr als 
zwei Meilen entfernten Orte kann beſondere Verguͤtung verlangt werden. 

Gebuͤhren fuͤr einzelne Amtshandlungen duͤrfen nur inſoweit erhoben werden, 
als fie in den Geſetzen ausdruͤcklich geftattet find; dagegen muͤſſen die durch 
ſolche Handlungen verurſachten baaren Auslagen jederzeit von den Betheiligten 
erſtattet werden. 

$. 76. 

Der Vorſteher hat unter der Aufſicht und nach den Anweiſungen des 
Buͤrgermeiſters die Ortspolizei in ſeiner Gemeinde zu handhaben, foweit nicht be⸗ 

(Nr. 2611.) 76 ſon⸗ 
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ſondere Behörden dafür beſtehen. Für die Verwaltung der Gemeindeange— 
legenheiten und fuͤr alle Angelegenheiten der Buͤrgermeiſterei, ſoweit ſie die 
Gemeinde betreffen, iſt der Vorſteher ein Organ des Buͤrgermeiſters (F. 85.) . 
Dieſer darf aber demſelben das Etats-, Kaſſen- und Rechnungsweſen nicht 
uͤbertragen. 

ie Gemeindevorſteher und deren Stellvertreter gehoͤren in dem Bezirke 
des Appellationsgerichtshofes zu Köln zu den Huͤlfsbeamten der gerichtlichen 
Polizei fuͤr die im Artikel 11. der Strafprozeßordnung bezeichneten Gegenſtaͤnde. 

0-29 

Wo der Umfang der Gemeinde es noͤthig macht, koͤnnen für einzelne 
Theile derſelben, nach Beſtimmung der Regierung, Bezirks-, Dorfs- oder 
Bauerſchaftsvorſteher beſtellt werden, welche in dem ihnen angewieſenen Be— 
zirke wohnhaft fein muͤſſen. Wegen der Ernennung, Qualifikation und Amts⸗ 
dauer derſelben gelten die wegen des Gemeindevorſtehers ertheilten Vorſchriften. 
Wenn in dem Bezirke kein Mitglied des Gemeinderaths wohnt, ſo kann ein 
anderer Meiſtbeerbter zu dieſem Amte ernannt werden. Die Dorfs- und 
Bauerſchaftsvorſteher bilden eine Huͤlfsbehoͤrde des Gemeindevorſtehers fuͤr 
die Polizeiaufſicht ihres Bezirks. 

$. 78. 

So weit zum Dienfte der Gemeinden Unterbeamte und Diener erforderlich 
ſind, werden dieſe, wenn ſie zu blos mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt 
ſind, von dem Buͤrgermeiſter, ſonſt aber von dem Landrathe ernannt, in beiden 
Faͤllen, nachdem der Gemeinderath mit ſeiner Erklaͤrung uͤber die Wuͤrdigkeit 
des Anzuſtellenden gutachtlich gehoͤrt worden iſt. 

Alle dieſe Anſtellungen finden auf Kuͤndigung Statt, wenn nicht die An— 
ſtellung auf Lebenszeit durch das Geſetz fuͤr gewiſſe Funktionen des Beamten 
vorgeſchrieben iſt. In den Gemeinden, welche auf dem Provinziallandtage im 
Stande der Staͤdte vertreten werden, find die jetzt beſtehenden und Fünftig zu 
erlaſſenden Verordnungen wegen der Verſorgung der Invaliden zu befolgen. 


§. 79. 


In Beziehung auf die Verwaltung der Gemeindekaſſen bleibt es dem 
Beſchluſſe der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung ($. 109.) uͤberlaſſen, ob ſolche 
dem Elementarerheber der direkten Steuern übertragen, oder ob ein beſonderer 
Gemeinde⸗Erheber fuͤr ſaͤmmtliche Gemeinden der Buͤrgermeiſterei beſtellt wer- 
den ſoll. Entſcheidet ſich die Verſammlung nicht fuͤr das letztere, ſo wird die 
Verwaltung der Gemeindekaſſen dem Steuererheber für die ganze Dauer fel 
ner Amtszeit uͤbertragen. Beſchließt die Verſammlung dagegen die e 
eines eigenen Einnehmers, ſo erfolgt deſſen Ernennung durch den Landrat 
nach gutachtlicher Vernehmung des Buͤrgermeiſters und der Buͤrgermeiſterei— 
Verſammlung. 

In beiden Faͤllen iſt der Betrag der Remuneration, ſo wie der Kaution 
des Erhebers nach Vernehmung der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung von der 
Regierung zu beſtimmen. = 

Wo 
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Wo die Verwaltung der Gemeindekaſſe bei Publikation dieſes Geſetzes 
dem Erheber der direkten Steuern uͤbertragen iſt, da behaͤlt es bei dieſem Ver⸗ 
haͤltniß fuͤr die Amtsdauer des gegenwaͤrtigen Beamten ſein Bewenden. 


$. 80. 


Fuͤr die Steuerkaſſe und fuͤr die Gemeindekaſſe ſind beſondere Kautionen 
zu beſtellen. Bei Defekten dient die für die Steuerkaſſe beſtellte Kaution zu⸗ 
naͤchſt zur Deckung der Steuerkaſſe, die fuͤr die Gemeindekaſſe beſtellte zunaͤchſt 
zur Deckung der Gemeindekaſſe. 

Was den zu einer Kaſſe vereinigten Gemeinden an Kaution und ande⸗ 
ren Deckungsmitteln zufaͤllt, wird nach Verhaͤltniß der Verluſte, welche die 
einzelnen Gemeinden erlitten haben, unter dieſelben vertheilt. : 


§. 81. 


Die Regierung kann, wo fie es noͤthig findet, die Aufſtellung eines von 
ihr zu genehmigenden Normal-Beſoldungsetats anordnen. 


wi 4‏ و ھے .- 7 . 2 س آي ؟ 
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In Anſehung der Suspenſion, Entſetzung und unfreiwilligen Entlaſſung 
der Gemeindebeamten kommen die Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend das 
gerichtliche und das Disziplinarverfahren gegen Beamte vom 29. Maͤrz 1844. 
zur Anwendung. 


#82 ہے ہے .83 .§ 


Der Vorſteher hat als Organ des Buͤrgermeiſters die Aufſicht über 
die Unterbeamten und Diener der Gemeinde und uͤber ihre Dienſtleiſtungen zu 
fuͤhren. Bei vorkommenden Dienſtvernachlaͤſſigungen und Dienſtvergehen hat 
er dem Buͤrgermeiſter Anzeige zu machen, welcher zur Erhaltung der nöthigen 
Disziplin das Recht hat, den Unterbeamten Ordnungsſtrafen bis zu 3 Thalern 
und den bloß ۳ mechaniſchen Dienſtleiſtungen angeftellten Dienern auch Ge— 
faͤngnißſtrafen bis zu 2 Tagen aufzulegen. Die Ordnungsſtrafen fließen zur 
Orts-Armenkaſſe. : 
H. 84. 7 a) ,چک ی‎ 

Der Buͤrgermeiſter ift der naͤchſte Dienſtvorgeſetze des Gemeindevorſte— 
hers und des Gemeinde-Empfaͤngers, und als ſolcher gegen dieſe Beamten 
bei Dienſtvernachlaͤſſigungen und Dienſtvergehen zu Warnungen und Verweiſen 
iefugt. Zu Verhaͤngung von Geldſtrafen iſt aber nur der Landrath ermaͤch⸗ 
igt, welcher ſolche bis zum Betrage von 5 Thalern feſtſetzen und deren Voll— 
ſteckung zum Beſten der Armenkaſſe anordnen kann. 


(Nr. 2611.) | Dritte 
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Dritte Abtheilung. 


Von den Befugniſſen und Geſchaͤftsverhaͤltniſſen des Buͤrgermei— 
ſters, des Gemeinderaths und der Staatsbehoͤrden hinſichtlich der 
Verwaltung der Gemeinde- Angelegenheiten. 
§. 85. 

Dem Buͤrgermeiſter gebührt in allen Gemeinde-Angelegenheiten unter der 
in gegenwaͤrtiger Ordnung vorgeſchriebenen Mitwirkung des Gemeindevorſtehers 
(F. 76.) die Ausfuͤhrung, die Entſcheidung aber nur in denjenigen Faͤllen, in 
welchen ſie nicht dem Gemeinderathe uͤbertragen iſt. 

Der Buͤrgermeiſter kann, wo das Beduͤrfniß es erfordert, mit Geneh— 
migung der Regierung zur Verwaltung einzelner Geſchaͤftszweige aus geeig— 
neten Gemeindegliedern Deputationen bilden, wobei auf die beſtehenden Ein⸗ 
richtungen dieſer Art beſonders Ruͤckſicht zu nehmen iſt. Mitglieder des Ge- 
کا ےر‎ koͤnnen nur mit deſſen Zuſtimmung zu einer Deputation beftimmt 
werden. 

Solche Deputationen ſind nur als im Auftrage des Buͤrgermeiſters 
beſtehend und als ihm untergeordnet zu betrachten. 


$. 86. 


Ueber alle von den Gemeinden zu beſtreitende Ausgaben und zu leiſtende 
Dienſte hat der Gemeinderath zu beſchließen. 

In Anſehung derjenigen Ausgaben und Dienſte, welche zur Erfuͤllung 
von Pflichten der Gemeinden gegen den Staat, gegen Inſtitute und gegen 
Privatperſonen nothwendig find, z. B. zur Anlage und Unterhaltung von Pos 
lizei- und Armen = Anftalten, in den Angelegenheiten der Kirchen, Schulen, 
frommen Stiftungen u. f. w. iſt der Beſchluß des Gemeinderaths als bloßes 
Gutachten anzuſehen. Was nach den Feſtſetzungen der Staatsbehoͤrde in 
Beziehung auf Angelegenheiten dieſer Art erfordert wird, iſt die Gemeinde zu 
leiſten verpflichtet. 

In Anſehung derjenigen Ausgaben und Dienſte, welche nur das beſon— 
dere Intereſſe der Gemeinde betreffen, iſt der Beſchluß des Gemeinderaths 
entſcheidend. ۱ 

Wegen des Umfanges der Pflichten der Gemeinden behält es bei den 
beſtehenden Geſetzen ſein Bewenden. ۱ 


$. 87. 


Ueber die Art, wie die Ausgaben gedeckt werden follen, ſowie über den 
0+08, 0 der Dienſte, hat der Gemeinderath zu ۰ 
(FK. 23.) 


Verweigert der Gemeinderath die Abfaſſung eines Beſchluſſes oder die 
Abaͤnderung eines ungeſetzlichen oder eines ſolchen Beſchluſſes, welchem die 
nach den Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen Ordnung erforderliche Genehmyung 
der Staatsbehoͤrde verſagt wird, ſo laßt die Regierung die fehlende * 

n 
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nach dem Maaßſtabe der Staatsſteuern (F. 23.) auf die Gemeinde-Angehoͤrigen 
vertheilen und zur Gemeindekaſſe erheben. f 


$. 88. 


Ueber die Art und Weiſe der Ausführung von Gemeinde-Anlagen und 
Anſtalten, ſowie uͤber die Verwaltung des Gemeindevermoͤgens, muß der Ge— 
meinderath in allen Faͤllen zuvor gebört werden. In Anſehung ſolcher Ange: 
legenheiten, welche ſich auf Erfuͤllung von Pflichten der Gemeinden beziehen 
(F. 86.), iſt auch hier der Beſchluß des Gemeinderaths als bloßes Gutachten 
anzuſehen, welches aber ſoweit beachtet werden ſoll, als es den Zwecken ent— 
ſprechend und mit den allgemeinen Staatsgrundſaͤtzen vereinbar ifl. 

Fuͤr die Behandlung derjenigen Angelegenheiten, welche nur das beſon— 
dere Intereſſe der Gemeinde und ae der Bermögensverwaltung betreffen, 
ift der Beſchluß des Gemeinderaths entſcheidend. Wenn jedoch der Bürger: 
meiſter die Ueberzeugung hat, daß ein Beſchluß den Geſetzen widerſpricht, oder 
dem Gemeindewohl weſentlich nachtheilig werden wuͤrde, ſo ſoll er die Aus— 
fuͤhrung verſagen und daruͤber an den Landrath berichten; er muß aber, wenn 
er bei Abfaſſung des Beſchluſſes nicht anweſend war, eine nochmalige Bera⸗ 
thung der Sache unter ſeinem Vorſitz veranlaſſen und eine Einigung verſuchen. 
Der Landrath kann den Gemeinderath perſoͤnlich vernehmen, und hat, wenn 
auch er keine Einigung zu Stande bringt, die Verhandlungen mit ſeinem 
Gutachten der Regierung zur Entſcheidung vorzulegen. 


F. 89. 


Ueber alle Ausgaben, Dienſte und Einnahmen, welche ſich im Voraus 
beſtimmen laſſen, ſtellt der Buͤrgermeiſter Etats auf, und hat, nachdem ſolche 
vom Gemeinderathe feſtgeſtellt worden, innerhalb der 7 5 dieſer Etats, 
ohne uͤber die einzelnen Anweiſungen den Gemeinderath zu hoͤren, ſelbſtſtaͤndig 
zu verfuͤgen. 

Ein Duplikat der Etats iſt dem Landrath vor der Ausfuͤhrung einzu⸗ 
reichen, welcher, wenn darin gegen geſetzliche Beſtimmungen gefehlt iſt, die 
Ausführung noͤthigenfalls zu ſuspendiren, die Entſcheidung der Regierung ein⸗ 
zuholen und danach den Etat feſtzuſtellen und dem Buͤrgermeiſter zur Aus— 
führung zuzufertigen hat. : 

Der Entwurf zu den Haushalts-Etats foll, bevor er vom Gemeinde⸗ 
rathe gepruͤft wird, vierzehn Tage lang im Verwaltungslokale zur Einſicht 

er Gemeindeglieder und der Forenſen offen gelegt werden. Der Gemeinde: 
ae auch die Veröffentlichung der Haushalts-Etats durch den Abdruck 
eſchließen. ۱ 

Bei Vorlegung des Haushalts-Etats hat der Buͤrgermeiſter dem 2 
meinderath einen ausführlichen Bericht diber den Stand der geſammten Ber: 
waltungs-Angelegenheiten der Gemeinde vorzulegen. 


H. 90. 


Der Buͤrgermeiſter hat dafür zu forgen, daß der Haushalt nach den 
Etats gefuͤhrt werde. Außerordentliche Ausgaben, welche außer dem Etat 
(Nr. 2611.) ge⸗ 
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werden follen, bedürfen der Genehmigung des Gemeinderaths und‏ وا 
es Landraths.‏ 


H. 91. 


Die Rechnung uͤber die Gemeindekaſſe hat der Einnehmer vor dem 
1. Juni des folgenden Jahres zu legen und dem Buͤrgermeiſter einzureichen. 
Nach vorlaͤufiger Durchſicht laͤßt der Buͤrgermeiſter in der Gemeinde bekannt 
machen, daß die Rechnung im Verwaltungslokale waͤhrend vierzehn Tage offen 
liege. Jedes Gemeindemitglied iſt befugt, die Rechnung daſelbſt einzufehen 
und ſeine Erinnerungen dem Buͤrgermeiſter oder dem Gemeinderath ſchriftlich 
einzureichen, um davon bei Pruͤfung der Rechnung in geeigneter Weiſe Ge⸗ 
brauch zu machen. Der Buͤrgermeiſter revidirt ſodann die Rechnung und legt 
ſie mit ſeinen Bemerkungen dem Gemeinderath zur Pruͤfung und Abnahme vor. 

Gleich nach der Abnahme der Rechnung des Einnehmers hat der Ge— 
meinderath unter dem Vorſitz eines von ihm zu erwaͤhlenden Mitgliedes die 
Rechtmaͤßigkeit der vom Buͤrgermeiſter ertheilten Ausgabe-Anweiſungen und die 
Vollſtaͤndigkeit und Richtigkeit der Einnahme-Ueberweiſungen zu prüfen. Das 
daruͤber aufzunehmende Protokoll reicht der Vorſitzende rd Landrath unmit⸗ 
telbar ein. Der Buͤrgermeiſter darf bei jener Berathung nicht zugegen ſein. 


§. 92. 


Die Rechnung iſt mit den Reviſions- und Abnahmeverhandlungen an 
den Landrath zur ſchließlichen Prüfung und Feſiſtellung einzuſenden. Dieſer 
hat laͤngſtens in ſechs Monaten die weitere Reviſion der Rechnung zu bewirken 
und die Decharge zu ertheilen, oder feine Erinnerungen dem Bürgermeiſter 
mitzutheilen. 5 ۱ 

Der Gemeinderath Fann die Veröffentlichung der Rechnungen durch den 
Abdruck beſchließen. 


٩. 93. 


Ueber die Art, wie die Haushaltsetats und Rechnungen, ſo wie das 
Kaſſenweſen, einzurichten ſind, ſollen die Regierungen die erforderliche Inſtruk— 
tion ertheilen. 


$. 94. 


Ueber alle Beſtandtheile des Gemeindevermoͤgens ſoll der Buͤrgermeiſter 
ein Lagerbuch doppelt fuͤhren, von welchem ein Exemplar auf der Buͤrger⸗ 
meifterei und das andere bei dem Gemeindevorſteher beruht. Die in dem Lager: 
buche vorgekommenen Veraͤnderungen ſollen dem Gemeinderath jaͤhrlich bei 
0 der Rechnungsabnahme zur Einſicht und Erklärung vorgelegt 
werden. 


۳ 95, 


Die freiwillige Veräußerung von Grundſtuͤcken kann nur auf den Antrag 
des Gemeinderaths, mit Genehmigung der Regierung und, mit Ausnahme der 
: unten 


* 
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unten erwaͤhnten beſondern Faͤlle, nur im Wege der oͤffentlichen Lizitation 
Statt finden. * E 
Zur Guͤltigkeit der Lizitation aber gehört: و‎ ۱ : 
1) die E eines beglaubten Auszuges aus dem Grundſteuer-Kataſter 
nebſt Taxe; ' 
2) eine Öffentlich ؤ7٤‎ Ankündigung ; 
3) einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt der Regierung oder 
durch die etwa im Kreiſe erſcheinenden Öffentlichen Blaͤtter, und durch 
Öffentlichen Ausruf in der durch den Orts ebrauch beſtimmten Weiſe; 
4) eine Friſt von ſechs Wochen von der Be anntmachung bis zum Lizita⸗ 
tionstermine; ٤ 
5) Abhaltung des Lizitationstermins durch eine Juſtizperſon oder den Buͤr— 
ermeiſter. tt e 
Wenn der Kataſtralertrag des Grundſtuͤcks nicht zwei Thaler und die 
Taxe nicht funfzig Thaler uͤberſteigt, ſo bedarf es nur der ortsuͤblichen 
Bekanntmachung. 5 
Vor Erlaſſung der Bekanntmachung iſt an die Regierung zu berichten, 
welche ſich in geeigneter Weiſe, erforderlichenfalls durch kommiſſariſche Ermitte⸗ 
lung uͤberzeugen muß, ob hinreichende Gruͤnde zu der vorgeſchlagenen Maaß⸗ 
regel vorhanden ſind. Iſt bei der Lizitation die Taxe nicht erreicht worden, 
ſo iſt, wenn der Gemeinderath dennoch bei nochmaliger Vernehmung die Bers 
Außerung beantragt, unter Einreichung der Verhandlung an die Regierung zu 
berichten, welche uͤber den Zuſchlag entſcheidet. 
In beſondern Faͤllen kann die Regierung auch den Verkauf aus freier 
Hand oder einen Tauſch, und mit Genehmigung des Miniſters des Innern 
auch die Vertheilung unter die Betheiligten geſtatten, ſobald fie ſich uͤberzeugt 
hat, daß der Vortheil der Gemeinde dadurch gefördert wird. Dem Minifte- 
rium des Innern bleibt vorbehalten, die Regierungen wegen Veraͤußerung von 
Gemeindeguͤtern mit leitenden Anweiſungen zu verſehen. : 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die Veraͤußerung vo 
Realberechtigungen Anwendung. ' 


$. 96. 


Zur Veräußerung von Sachen, welche einen befonderen wiſſenſchaftlichen 
oder Kunſtwerth haben, imgleichen von Archiven, iſt die Genehmigung des Mi— 
niſteriums des Innern erforderlich. 


۱ 2ھ 


Zur Aufnahme von Anleihen, zur Verwendung von Kapitalien, zum 
Ankauf von Grundſtuͤcken, zur Anſtellung von Prozeſſen uͤber Berechtigungen 
er Gemeinde oder uͤber die Subſtanz des Gemeindevermoͤgens oder zu Ver⸗ 
gleichen uͤber Gegenſtaͤnde dieſer Art, und zu Schenkungen und einſeitigen Ver⸗ 
ere n Seitens der Gemeinde, iſt die Genehmigung der Regierung er⸗ 
orderlich. 

۱ Die Genehmigung zu Anleihen ſoll nur dann ertheilt werden, wenn fuͤr 
einen ſichern Zinſen- und Tilgungsfonds geſorgt iſt. Desgleichen find Prolon- 
Jahrgang 1845, (Nr. 2611.) 77 ga⸗ 
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gationen von Anleihen und Abweichungen von dem genehmigten Tilgungsplan 
an die Einwilligung der Regierung gebunden. ۱ 
Zu Prozeſſen gegen den Fiskus und zu Regreßklagen gegen Mitglieder 
der Staatsbehoͤrden iſt eine Genehmigung der Regierung nicht erforderlich. 
| BE NER 
Auch die Erhebung von Gemeinde-Auflagen erfordert die Genehmigung 
der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde nach naͤherer Beſtimmung der daruͤber von den 


Miniſterien des Innern und der Finanzen bereits ertheilten oder kuͤnftig etwa 
noch zu erlaſſenden Inſtruktionen (F. 23.). ö 


$. 99. 


Bei Verwaltung der Waldungen find die Verordnung vom 24. Dezem- 
ber 1816. und die in Gemaͤßheit derſelben erlaſſenen oder noch zu erlaffenden 
Reglements zu beachten. 

. $. 100. 


Der Gemeinderath kontrolirt die Verwaltung. Er iſt daher berechtigt 
und verpflichtet, ſich von der Ausführung feiner Beſchluͤſſe und der Verwen— 
dung aller Gemeinde-Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen, die Akten einzu— 
ſehen, die Richtigkeit der Ausfuͤhrung der Gemeinde-Arbeiten zu unterſuchen 
u. f. w. Der Gemeinderath kann Behufs dieſer Kontrole Ausſchuͤſſe aus ſei— 
ner Mitte ernennen. 

. 101. 


Wenn der Gemeinderath glaubt, daß dem Vorſteher oder Buͤrgermeiſter 
Vernachlaͤſſigungen oder Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, fo iſt dem Landrath 
Anzeige davon zu machen, welcher die Sache zunaͤchſt im adminiſtrativen Wege 
unterſucht und daruͤber an die Regierung zur Verfuͤgung berichtet. 

Wenn aber der eine oder der andere Theil ſich bei der Verfuͤgung der 
Regierung nicht beruhigen will, ſo ſteht ihm frei, binnen vier Wochen, von 
dem رس پل‎ der Verfügung an gerechnet, entweder auf die Entſcheidung der. 
hoͤheren Verwaltungsbehoͤrde oder in dazu geeigneten Faͤllen auf den Rechts— 
weg zu provoziren. Dem Ermeſſen der Regierung bleibt uͤberlaſſen, ob ihre 
Gebel vorlaͤufig in Vollzug geſetzt werden ſoll. Iſt auf Entſcheidung der 
hoͤheren Verwaltungsbehoͤrde angetragen worden, und ſind beide Theile mit 
dieſem ne einverſtanden, ſo iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen; die höhere 
Verwaltungsbehoͤrde bleibt jedoch befugt, die Sache ſelbſt zum Rechtswege zu 
verweiſen. : 

Sollte ein Prozeß gegen den Vorſteher oder Buͤrgermeiſter noͤthig ۰ 
den, ſo hat die Regierung ſolchen auf den Antrag des Gemeinderaths einzu— 
leiten und fuͤr die Gemeinde den vom Gemeinderath vorgeſchlagenen Anwalt 
zu beſtellen, welcher Namens derſelben den Prozeß zu fuͤhren hat. 


H. 102. 


Urkunden, welche die Gemeinde verbinden ſollen, muͤſſen Namens derſel— 
ben vom Buͤrgermeiſter und Vorſteher unterſchrieben werden; die Beſchluͤſſe = 
Ge⸗ 
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ten Fällen der Urkunde in beglaubigter Form beizufügen (F. ۰ 


Dritter Titel. 
Von den Buͤrgermeiſtereien. 
„F. 403. f 

Der Buͤrgermeiſter wird nach Vernehmung der gutachtlichen Vorſchlaͤge 
des Landraths von der Regierung ernannt, jedoch behalten Wir Uns vor, für 
diejenigen Buͤrgemeiſtereien, welche eine Stadt von mehr als 10,000 Einwoh— 
nern enthalten, den Buͤrgermeiſter auf den Vorſchlag der Regierung Allerhoͤchſt— 
ſelbſt zu ernennen, und demſelben den Titel eines Ober-Buͤrgermeiſters beizule— 
gen. Bei dieſen Ernennungen ſoll auf angeſehene Grundbeſitzer in dem Buͤr— 
germeiſtereibezirke und auf andere Perſonen, welche das Vertrauen der Einge— 
ſeſſenen vorzugsweiſe genießen, ſofern ſie ſonſt fuͤr das Amt geeignet ſind, be⸗ 
ſonders Ruͤckſicht genommen werden. 

Fuͤr jede Buͤrgermeiſterei ſind von der Regierung in gleicher Weiſe zwei 
oder, wo es das Beduͤrfniß erfordert, mehrere Beigeordnete zu ernennen; das 
Amt derſelben dauert ſechs Jahre, nach deren Ablauf ſie wieder ernannt wer— 
den koͤnnen. Die Beigeordneten ſind beſtimmt, einzelne Amtsgeſchaͤfte, welche 
der Buͤrgermeiſter ihnen auftraͤgt, zu beſorgen, und dieſen in Verhinderungs— 
fallen und waͤhrend der Erledigung des Amtes nach der unter ihnen von der 
Regierung feſtzuſetzenden Reihefolge zu vertreten. 

F. 104. a FR 

Soweit zum Dienſte der Buͤrgermeiſterei Unterbeamte oder Diener erfor— 
derlich ſind, werden dieſe von dem Landrath ernannt, nachdem der Buͤrgermei⸗ 
fier und die Buͤrgermeiſterei-Verſammlung mit ihrer Erklärung uͤber die Wuͤr— 
digkeit des Anzuſtellenden gutachtlich gehoͤrt ſind. Beſteht die Buͤrgermeiſterei 
nur aus einer Gemeinde, fo verbleibt es bei den Beſtimmungen des F. 78. 
Dieſe finden auch auf die Art und Weiſe der Anſtellung der Unterbeamten oder 
Diener der Buͤrgermeiſterei Anwendung. | 

In Anſehung der Suspenſion, Entſetzung und unfreiwilligen Entlaſſung 
der Unterbeamten und Diener der Bürgermeifterei finden die in dieſer Beziehung 
für die Unterbeamten der Gemeinden beſtehenden Vorſchriften ebenfalls An— 
wendung. Auch ſtehen dem Buͤrgermeiſter gegen dieſe Beamten die im H. 83. 
beſtimmten Disziplinarbefugniſſe zu. کاو قرف کور‎ 

be : ۱‏ به کپ ,102 .5 : 

Der Landrath iſt der naͤchſte Dienſtvorgeſetzte des Buͤrgermeiſters, und 
als ſolcher befugt, gegen denſelben Ordnungsſtrafen bis zu zehn Thalern 
zu verfügen und deren Vollſtreckung zum Beſten der Armenkaſſe anzuord: 
nen. Der Beſchluß der Regierung سس‎ die unfreiwillige Entlaſſung eines 
Buͤrgermeiſters aus dem Amte bedarf der Beſtätigung des Miniſters des In⸗ 

(Nr. 2644.) ar" nern 


۰ 
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nern. Hinſichtlich der unfreiwilligen Entlaffung eines von Uns ernannten Ober— 
Buͤrgermeiſters findet dasjenige Verfahren Anwendung, welches gegen unmit⸗ 
telbar von Uns ernannte oder beſtaͤtigte Staatsbeamte vorgeſchrieben iſt (Geſetz 
vom 29. März 1844. ٩, 45.). جم‎ ۱ ۱ 


F. 106. 


Wo die Einrichtung einer beſonderen Buͤrgermeiſterei-Kaſſe noͤthig gefun- 
den wird, finden die im F. 79. gegebenen Vorſchriften ebenfalls Anwendung, 
und bleibt es unter den dort bezeichneten Maaßgaben der Beſchlußnahme der 
Buͤrgermeiſterei-Verſammlung uͤberlaſſen, ob die Verwaltung der Kaffe dem 
Elementarerheber der direkten Steuern oder dem Gemeinde-Erheber uͤbertragen 
werden ſoll. 


$. 107. 


JA 24.75 50 9m e, Fuͤr jede Buͤrgermeiſterei wird von der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung ein 
Normal⸗Beſoldungsetat aufgeſtellt und von der Regierung genehmigt. Die 
Beſoldungen, ſowie die Entſchaͤdigungen fuͤr Dienſtunkoſten, muͤſſen von der 
Buͤrgermeiſterei aufgebracht werden. Die Beſoldung des Buͤrgermeiſters und 
deſſen Entſchädigung für Dienſtunkoſten ſollen zuſammen 3 Sgr. auf den Kopf 
der Bevoͤlkerung nicht uͤberſteigen. Neben dieſem Einkommen, von welchem 
zwei Drittheile als Beſoldung und ein Drittheil als Buͤraukoſten angeſehen 
werden, kann der Buͤrgermeiſter, wenn er zugleich Gemeindevorſteher iſt (F. 74.), 
die im F. 75. gedachte Entſchaͤdigung beziehen. In Anſehung der Verguͤtung 
für Dienftreifen außerhalb der Buͤrgermeiſterei, ſowie der Gebühren und baaren 
Auslagen fuͤr Amtshandlungen des Buͤrgermeiſters, finden die Vorſchriften des 

. 75. Anwendung. Die Buͤrgermeiſterei iſt verpflichtet, ein angemeſſenes Ge— 
ſchaͤftslokal zu beſchaffen. e 
Den bei der Publikation dieſes Geſetzes angeſtellten Buͤrgermeiſtern, 
welchen bereits ein hoͤheres Dienſteinkommen zugeſichert iſt, ſoll daſſelbe fuͤr die 
Dauer ihrer Dienſtzeit auch ferner verbleiben. 


$. 108. 


Der Buͤrgermeiſter fuͤhrt die Verwaltung der Kommunal-Angelegenheiten 
der Buͤrgermeiſterei und iſt hierbei die allein ausfuͤhrende Behoͤrde. Er hat, 
als die Polizeiobrigkeit des Buͤrgermeiſtereibezirks, in demſelben die Polizeiver— 
waltung zu beſorgen, ſowie alle in Landesangelegenheiten vorkommende örtliche 
Geſchaͤfte, ſoweit hierzu nicht beſondere Behoͤrden beſtellt ſind. Unter dieſer 
Beſchraͤnkung iſt er eben fo berechtigt als verpflichtet, darauf zu ſehen, daß 
überall die beſtehenden Landesgeſetze und Vorſchriften gehörig beobachtet werden. 

In dieſer Hinſicht find ihm auch alle zu öffentlichen Zwecken in dem 

Buͤrgermeiſtereibezirke beſtehende Gemeindebehoͤrden, imgleichen Korporationen 
und Stiftungen, jedoch unbeſchadet der durch ihre Statuten oder beſondere 
Geſetze begruͤndeten Modifikationen Folge zu leiſten ſchuldig. 
Hinſichtlich der Funktionen der Buͤrgermeiſter und Beigeordneten als 
ivilſtandsbeamte, als Huͤlfsbeamte der gerichtlichen Polizei und als Vertreter 
des Öffentlichen Miniſteriums bei den Polizeigerichten, ſowie hinſichtlich der ۶ 

: fug⸗ 
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fugniſſe der Buͤrgermeiſter, Polizeiverordnungen und Polizeiſtraf-Reſolute zu er: 
laſſen, behaͤlt es in den verſchiedenen Theilen der Provinz bei der beſtehenden 
Verfaſſung ſein Bewenden. ۱ ر‎ 


H. 109. 


Die Buͤrgermeiſterei wird in ihren Kommunal- Angelegenheiten (F. 8.) 
durch die Buͤrgermeiſterei-Verſammlung vertreten, auf die beſondern Angelegen— 
heiten der einzelnen Gemeinden ſteht ihr aber, den Fall des $. 79. ausgenom— 
men, keine Einwirkung zu. f 

8. i EE 

Die Buͤrgermeiſterei-Verſammlung iſt in denjenigen Buͤrgermeiſtereien, 
welche nur aus einer Gemeinde beſtehen, vom Gemeinderathe nicht verſchieden; 
in den uͤbrigen Buͤrgermeiſtereien wird dieſelbe gebildet: 

1. aus den im 1 46. erwähnten meiſtbeguͤterten Grundeigenthuͤmern; 
2. aus den Vorſtehern der zur Buͤrgermeiſterei gehörigen Gemeinden, ver— 

moͤge ihres Amtes; und 1 

3. aus gewaͤhlten Abgeordneten. 
Jede Gemeinde ſendet einen Abgeordneten; ſind aber die einzelnen Ge— 
meinden von ſehr ungleicher Größe, fo tritt bei den ſtaͤrker bevoͤlkerten Gemein: 
den eine Vermehrung der Abgeordneten ein, woruͤber der Ober-Praͤſident zu 
beſtimmen hat. j 1 

Die Buͤrgermeiſterei-Verſammlung muß aus wenigſtens zwoͤlf Mitglie— 
dern beſtehen; zur Ergänzung dieſer Zahl werden, wo es nöthig ifl, nach Be— 
ſtimmung des Ober-Praͤſidenten, aus den einzelnen Gemeinden, mit Ruͤckſicht 
auf deren Groͤße, mehrere Abgeordnete geſendet. 5 5 

Die Abgeordneten werden vom Gemeinderath einer jeden Gemeinde aus 
feiner Mitte gewählt und vom Landrath beſtaͤtigt. Sie bleiben fo lange Mit- 
glieder der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung, als ſie Mitglieder des Gemeinderaths 
ſind. Ein Gemeindeverordneter, welcher in den Gemeinderath wieder gewaͤhlt 
iſt (§. 49.) wird jedoch dadurch noch nicht wieder Mitglied der Buͤrgermeiſterei— 
Verſammlung. N Hinte : 

Die Beigeordneten werden zu den Berathungen der Buͤrgermeiſterei— 
Verſammlung eingeladen, haben jedoch in derſelben kein Stimmrecht. 

M ۱ ۱ : 
۱ Die Vorſchriften wegen der Rechte und Verhaͤltniſſe des 45 
und wegen der Befugniſſe und Gefchäftsverhältniffe des Buͤrgermeiſters und 
des Gemeinderaths und der Staatsbehörden (Tit. II. Abſchnitt 4. Abtheil. 1. 
und 3.) finden auf die Buͤrgermeiſterei-Verſammlung und auf die ۰ 
7 der Kommunals Angelegenheiten der Buͤrgermeiſterei gleichmäßige An: 
endung. 


. 
Den Vorſitz in der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung führt der Buͤrgermeiſter #774 مو‎ 4 st. 


und bei deſſen Verhinderung der ſtellvertretende Beigeordnete mit vollem Stimm— 
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rechte und bei Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme. Iſt auch der 
Stellvertreter verhindert, ſo hat der aͤlteſte Gemeindevorſteher den Vorſitz zu 
uͤbernehmen. 

Am die zur Beſchlußfaͤhigkeit der Verſammlung erforderliche Anzahl von 
Mitgliedern zu ergänzen (F. 64.) werden noͤthigenfalls andere Mitglieder Der 
jenigen Gemeinderaͤthe einberufen, deren Mitglieder fehlen. Die Reihenfolge 
beſtimmt ſich hierbei nach der Stimmenmehrheit, welche die Mitglieder bei der 
Wahl erhalten haben. 104. اپ‎ ۱ 


$. 113. 


Das Verhaͤltniß, in welchem die einzelnen Gemeinden zu den gemein- 
ſchaftlichen Beduͤrfniſſen der Buͤrgermeiſterei beizutragen haben, wird durch die 
Regierung nach Vernehmung der Buͤrgermeiſterei-Verſammlung feſtgeſetzt. 
Wenn die Abgeordneten einzelner Gemeinden dieſe durch die Erklaͤrung der 
Buͤrgermeiſterei-Verſammlung fuͤr benachtheiligt halten, ſo ſteht ihnen frei, ihren 
beſonderen Antrag der Regierung mit vorzulegen. Die Beitraͤge, welche von 
den Gemeinden zu leiſten ſind, ſollen nicht auf die einzelnen Gemeindeglieder, 
ſondern auf die Gemeinden und in dieſen nach deren Verfaſſung auf die Ein⸗ 
zelnen vertheilt werden. Die Vertheilung auf die Gemeinden geſchieht, wenn 
nicht beſondere Verhaͤltniſſe ein Anderes nothwendig machen, z. B. wenn die 
Gemeinden ein ungleiches Intereſſe bei einer Ausgabe haben, nach Maaßgabe 
der Staatsſteuern ($$. 23. 87. 98.). 


Vierter Titel. 
Von der Oberaufſicht über die Gemeindeverwaltung. 


$. 114. 


Die Oberaufſicht des Staats uͤber die Buͤrgermeiſtereien und Gemeinden 
wird durch die Regierungen und Landraͤthe ausgeübt. Dieſe Behörden find 
berechtigt und verpflichtet: 8 

a) ſich daruͤber, ob in jeder Buͤrgermeiſterei und in jeder Gemeinde die 

Verwaltung nach den Geſetzen uͤberhaupt und nach dem gegenwaͤrtigen 

Geſetze insbeſondere eingerichtet ſei, Ueberzeugung zu verſchaffen, zu 

dieſem Zwecke auch die Etats und Rechnungen einzufordern und die 

dabei wahrgenommenen Mängel zu ruͤgen; 
زط‎ dafür zu ſorgen, daß die Verwaltung fortwährend in dem vorgeſchrie— 
benen Gange bleibe und alle Störungen beſeitigt werden; 
c) die Beſchwerden Einzelner uͤber die Verletzung der ihnen als Mitglieder 
ene Rechte zu unterſuchen und zu entſcheiden; 
d) 3 en und Gemeinden zur Erfüllung ihrer Pflichten ans 

uhalten, un ۲ 

e) in den Fällen zu entſcheiden, welche in der gegenwaͤrtigen Ordnung 

dahin gewieſen 0 


$. 145. 
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۱ $. 115. * 
Wegen des Verfahrens bei Ausuͤbung dieſes Aufſichtsrechts (§. 114.) 
finden folgende nähere Beſtimmungen Statt: 00 ج‎ 

1) In denjenigen Angelegenheiten, welche durch gegenwärtige Ordnung 
ausdruͤcklich zur Entſcheidung der Regierung gewieſen find, verfügt Dies 
ſelbe unmittelbar auf den Bericht des Landraths. ۱ 

2) In denjenigen Angelegenheiten, welche das Geſetz den Landraͤthen befon- 
ders uͤberweiſt, handeln dieſe als ſelbſtſtaͤndige Behörden. 

3) In allen übrigen Fällen wird die der Regierung zuſtehende Aufſicht auf 
die Buͤrgermeiſterei- und Gemeindeangelegenheiten durch die Landraͤthe, 
als beſtändige Kommiſſarien der Regierung, ausgeuͤbt, ſofern dieſe nicht 
für noͤthig findet, die Sache zu ihrer unmittelbaren Einwirkung und Ent— 
ſcheidung zu ziehen. | ۱ 

Wo nicht eine Ausnahme dieſer Art eintritt, iſt in den Angelegenheiten 
der Buͤrgermeiſtereien und Gemeinden an den Landrath zu berichten, welcher 
in den Faͤllen zu 1. die Sache der Regierung zur nach en vortraͤgt, in 
denen zu 2. ſelbſt entſcheidet, und in denen zu 3. nach Maaßgabe der be⸗ 
ſtehenden und kuͤnftig zu erlaſſenden reglementariſchen Beſtimmungen entweder 
ſelbſt verfuͤgt, oder die Entſcheidung der Regierung einholt. 


$. 116. 


In denjenigen Staͤdten, welche der Aufſicht des Landraths bisher nicht 
unterworfen waren, bleibt dieſes Verhaͤltniß ferner beſtehen. Alle Funktionen, 
welche das gegenwaͤrtige Geſetz den Landraͤthen zuweiſt, werden in Bezug auf 
jene Staͤdte unmittelbar von der Regierung ausgeuͤbt. 


$. 117. 


Gegen die Entſcheidung des Buͤrgermeiſters bleibt der Rekurs an den 
Landrath, gegen die Entſcheidung des Landraths der Rekurs an die Regierung, 
und gegen die Entſcheidung der Regierung der Rekurs an den Ober-Prafidenten 
vorbehalten. Der Rekurs muß in allen Inſtanzen binnen einer Praͤkluſipfriſt 
von ſechs Wochen, vom Empfang der Verfuͤgung, gegen welche Rekurs er— 
griffen werden ſoll, an gerechnet, bei der Behoͤrde eingelegt werden, gegen deren 
Verfügung Beſchwerde erhoben wird. Die Rechtfertigung des Rekurſes kann 
auch an die vorgeſetzte Behoͤrde eingereicht werden. Hinſichtlich der Zulaͤſſig⸗ 
keit des Rechtsweges in den dazu geeigneten Faͤllen wird durch die gegenwaͤr— 
tige Ordnung an den beſtehenden Geſetzen nichts geaͤndert. 


§. 118. 


In Gemeinden, welche zu den Gebieten der vormals unmittelbaren 
deutſchen Reichsſtaͤnde und der im H. 5. bezeichneten Standesherren gehoͤren, 
bleibt dieſen die Ausuͤbung der Regierungsrechte durch ihre Behoͤrden nach 
Maaßgabe der Inſtruktion vom 30. Mai 1820. und der abgeſchloſſenen befon- 
deren Rezeſſe vorbehalten. ر دی ا‎ ۱ 
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10 . حر 

Die zur Ausführung der gegenwärtigen Ordnun erforderlichen erften 
Einrichtungen werden unter der Leitung des Ober⸗Praͤſidenten getroffen, ۶ 
chen der Miniſter des Innern mit einer Inſtruktion hieruͤber verſehen wird. 

Der Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen Gemeinden die Einfuͤhrung 
gegenwaͤrtiger Gemeindeordnung beendet ſein wird, iſt durch das Amtsblatt 
der betreffenden Regierung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. Bis dahin 
bleiben die feitherigen Gemeindevertreter in Funktion. Von dieſem Zeitpunkte 
an treten fuͤr die betreffenden Gemeinden die bisherigen Geſetze und Verord— 
nungen uͤber die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden, ſoweit in dieſem 
Geſetze nicht darauf Bezug genommen iſt, außer Kraft. 

Die beſtehende Organiſation der Armenverwaltung wird durch dieſes 
Geſetz nicht aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 

tem Koͤniglichen Inſiegel. ۱ 

Gegeben Sansſouci, den 23. Juli ۰ 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Flottwell. UÜhden. 


ar? وج‎ e eee e dc. جح‎ eee, care ا‎ PP Un 
— - — R 7 

سح ا دک E der a2‏ 
ھکر -- 2 ۽ طا eee,‏ د Den‏ ہے art‏ 


0 وه سوه وه Az‏ + اھ ھت ۶ . 


Im JS ہیی سی‎ 


